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Liebe Leserinnen, liebe Leser,

der Deutsche Bundestag hat am 3.  Juni  2022 mit 
seinem Beschluss des Bundeshaushalts  2022 
grünes Licht für eine Haushaltspolitik gegeben, 
die klare Prioritäten in der Krise setzt und wich-
tige Zukunftsinvestitionen ermöglicht. Dabei setzt 
die Bundesregierung aber auch auf eine Politik der 
Entlastung der Bürgerinnen und Bürger. Die zu-
nehmende Belastung durch steigende Preise wird 
gezielt bekämpft, indem für Personen und Unter-
nehmen Entlastungen von über 30 Mrd. Euro um-
gesetzt werden. Auch Bezieherinnen und Bezieher 
des Mindestlohns  – darunter viele Minijobber  – 
können sich dank einer historischen Lohnstei-
gerung ab Herbst über höhere Einkünfte freuen. 
Auch hat der Deutsche Bundestag im Juni zum ers-
ten Mal seit über zehn Jahren eine Erhöhung der 
Minijob-Grenze auf 520 Euro beschlossen. Auch die 
angekündigte höchste Rentenerhöhung seit rund 
40  Jahren ist erfolgreich auf den Weg gebracht. 
Gleichzeitig ist ein wichtiger Meilenstein für die 
Freiheit und den Frieden in Europa erreicht wor-
den: Der Deutsche Bundestag hat das Sonderver-
mögen für die Bundeswehr in das Grundgesetz 
aufgenommen. So kann Deutschland seiner his-
torischen Verantwortung gerecht werden, wich-
tige Zukunftsinvestitionen stemmen und 2023 die 
Schuldenbremse wieder einhalten.

Leider ist der Monat Juni auch von einer Zahl 
geprägt, die betroffen macht: Am 3.  Juni  2022 
herrschte in der Ukraine bereits seit 100  Ta-
gen Krieg. Gemeinsam mit seinen internationa-
len Partnern steht Deutschland weiterhin solida-
risch an der Seite der Ukraine. Besonders deutlich 
wurde diese Geschlossenheit erneut während des 
G7-Treffens vom 18. bis 20. Mai auf dem Petersberg. 
Dort luden Bundesfinanzminister Christian Lind-
ner und Bundesbank-Präsident Dr. Joachim Nagel 
die G7-Finanzministerinnen und -minister sowie 
-Notenbankgouverneurinnen und -gouverneure 
zu Gesprächen über die Themen des sogenannten 
Finance Track. Auch der Premierminister und der 
Finanzminister der Ukraine wurden auf Einladung 
des Bundesfinanzministers zugeschaltet. Mit gro-
ßer Einigkeit wurden zusätzliche Budgethilfen für 
die Ukraine in Höhe von 9,5  Mrd.  US-Dollar mo-
bilisiert, davon 1 Mrd. Euro aus Deutschland. Ins-
gesamt haben die  G7 sowie Internationaler Wäh-
rungsfonds und Weltbank der Ukraine seit Beginn 
des Kriegs bereits 19,8 Mrd. US-Dollar an kurzfris-
tigen Finanzhilfen zur Verfügung gestellt. Darü-
ber hinaus zeigte die G7 große Geschlossenheit in 
drängenden globalen Fragen wie der makroökono-
mischen Stabilität, der Bekämpfung der Inflation 
und des Klimawandels sowie der Bewältigung der 
Corona-Pandemie.

Weitere Einblicke in die Themen des Treffens auf 
dem Petersberg finden Sie im Schlaglichtartikel 
und im Interview dieser Ausgabe.

Bei diesen und den weiteren spannenden Artikeln 
dieser Ausgabe wünsche ich Ihnen eine interes-
sante Lektüre.

 
 

 
Steffen Saebisch  
Staatssekretär im Bundesministerium der Finanzen
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Treffen auf dem Petersberg: der Finance Track 
der G7

 ● Seit dem 1. Januar 2022 hat Deutschland die Präsidentschaft der G7 inne. Der bisherige Hö-
hepunkt im sogenannten Finance Track der Präsidentschaft war das G7-Treffen auf dem 
Petersberg bei Bonn: Dort berieten sich die G7-Finanzministerinnen und -minister, die -No-
tenbankgouverneurinnen und -gouverneure sowie die Spitzen internationaler Organisationen 
intensiv und konstruktiv zu wichtigen globalen Themen der Wirtschafts- und Finanzpolitik.

 ● Besonders im Fokus stand die Solidarität mit der Ukraine. Rund um das Treffen auf dem 
Petersberg hat die G7 zusätzliche kurzfristige Finanzhilfen für die Ukraine in Höhe von 
9,5 Mrd. US-Dollar mobilisiert. Gemeinsam mit den internationalen Finanzinstitutionen leistet 
die G7 bislang in 2022 umfassende direkte Budgethilfen in Höhe von 19,8 Mrd. US-Dollar. Diese 
sollen dazu beitragen, die Handlungsfähigkeit der ukrainischen Regierung sicherzustellen.

 ● Die G7-Partnerinnen und -Partner berieten sich außerdem zu den weiteren Themen des deut-
schen Präsidentschaftsprogramms, z. B. makroökonomische Stabilität, Schuldenbewältigung der 
Niedrigeinkommensländer, Besteuerung der digitalisierten Wirtschaft, Bekämpfung des Kli-
mawandels und Überwindung der Corona-Pandemie. Dazu gab es auch ein G7-Symposium mit 
renommierten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern.

 ● Die G7 zeigte große Einigkeit, die aktuellen und zukünftigen globalen Herausforderungen 
geschlossen und koordiniert anzugehen. Die Ergebnisse des Treffens wurden in einem gemein-
samen Kommuniqué festgehalten.

Einleitung

Vom 18. bis 20. Mai 2022 fand auf dem Petersberg 
bei Bonn das Haupttreffen der G7-Finanzministe-
rinnen und -minister sowie der -Notenbankgou-
verneurinnen und -gouverneure unter deutscher 
Präsidentschaft und damit unter dem Vorsitz von 
Bundesfinanzminister Christian Lindner und Bun-
desbankpräsident Dr.  Joachim Nagel statt. Neben 
Delegierten der Europäischen Kommission, der Eu-
ropäischen Zentralbank und der Eurogruppe nah-
men auch die Spitzen des Internationalen Wäh-
rungsfonds (IWF), der Weltbank, der Organisation 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung (OECD) und des Financial Stability Board teil.

Inhaltliche Schwerpunkte

Im Fokus des Treffens standen die Solidarität mit 
der Ukraine und weitere konkrete Schritte, um sie 
finanziell stärker zu unterstützen. Auf Einladung 
der deutschen G7-Präsidentschaft wurden der uk-
rainische Premierminister Denys Schmyhal sowie 
der ukrainische Finanzminister Serhiy Marchenko 
zugeschaltet. Des Weiteren beriet sich die  G7 zu 
den Schwerpunktthemen der deutschen G7-Präsi-
dentschaft im sogenannten G7 Finance Track: ma-
kroökonomische Stabilität, Schuldenbewältigung 
der Niedrigeinkommensländer, internationale Be-
steuerung der digitalisierten Wirtschaft, Bekämp-
fung des Klimawandels sowie Bewältigung der 
Corona-Pandemie.
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Der G7 Finance Track 
In der Gruppe der Sieben, kurz G7, stimmen 
die Staats- und Regierungschefinnen und 
-chefs der sieben führenden Wirtschafts-
staaten (Deutschland, Frankreich, Großbri-
tannien, Italien, Japan, Kanada und USA) 
und der Europäischen Union (EU) gemeinsa-
me Positionen zu globalen politischen The-
men ab. Daneben hat sich der Finance Track 
als eigenständiger Strang der G7-Koopera-
tion herausgebildet. Im Finance Track tau-
schen sich die Finanzministerinnen und -mi-
nister sowie die Notenbankgouverneurinnen 
und -gouverneure zur internationalen Wirt-
schafts- und Finanzpolitik aus. Dabei wer-
den sowohl aktuelle Herausforderungen als 
auch langfristige Themen besprochen. Die-
se Themen können vor dem Hintergrund der 
engen weltwirtschaftlichen Verflechtungen 
nur gemeinsam und in enger Zusammen-
arbeit vorangebracht werden. Während der 
deutschen G7-Präsidentschaft sind mehre-
re Treffen der Finanzministerinnen und -mi-
nister sowie Notenbankgouverneurinnen 
und -gouverneure geplant. Das Haupttreffen 
fand auf dem Petersberg statt.

Zum Auftakt des Treffens fand ein Symposium 
statt, bei dem sich die G7-Partnerinnen und -Part-
ner mit renommierten Wirtschaftswissenschaft-
lerinnen und -wissenschaftlern intensiv und 
offen zu den Themen der deutschen G7-Präsi-
dentschaft im Finance Track austauschten. Zu Gast 
waren Prof.  Markus Brunnermeier, Prof.  Ottmar 
Edenhofer, Prof. Kristin Forbes, Prof. Pierre-Olivier 
Gourinchas, Prof.  Michael Kremer, Dr.  Andrew 
McAfee und Prof. Ricardo Reis.

Solidarität mit der Ukraine

Zentrales Thema des Treffens war der völkerrechts-
widrige Angriffskrieg Russlands gegen die Uk-
raine. Die  G7 bekräftigte erneut ihre Unterstüt-
zung und Solidarität mit der Ukraine. Wichtiger 

Diskussionspunkt war die finanzielle Unterstüt-
zung für die Ukraine. Neben der Deckung ihrer 
humanitären und sonstigen materiellen Bedarfe 
benötigt die Ukraine dringend kurzfristige Bud-
gethilfen, um grundlegende staatliche Leistungen 
wie die Gesundheitsversorgung oder die Auszah-
lung von Renten erbringen zu können. Aus diesem 
Grund haben die  G7 sich darauf verständigt, ge-
meinsam mit den internationalen Finanzinstitu-
tionen direkte, kurzfristige Budgethilfen in Höhe 
von zusätzlich 9,5 Mrd. US-Dollar zur Verfügung zu 
stellen. Insgesamt haben die G7 und internationale 
Finanzinstitutionen seit Beginn des Kriegs kurzfris-
tige Budgethilfen in Höhe von 19,8  Mrd.  US-Dol-
lar mobilisiert. Mit einem Zuschuss in Höhe von 
1 Mrd. Euro leistet Deutschland dabei einen signifi-
kanten Beitrag zu den neuen Zusagen.

Weiterhin unterstrich die G7 ihr Bekenntnis zu den 
Sanktionen gegen Russland und Belarus, die in Ab-
stimmung mit internationalen Partnern beschlos-
sen worden waren. Die G7 zeigte sich entschlossen, 
diese in vollem Umfang um- und durchzusetzen 
und die Kosten des Angriffskriegs für Russland 
weiter zu erhöhen.

Auch die signifikanten negativen Auswirkungen des 
Kriegs auf die weltwirtschaftliche Lage wurden er-
örtert. Der russische Angriffskrieg verursacht welt-
weit wirtschaftliche Verwerfungen, beeinträchtigt 
die Sicherheit der Energie- und Nahrungsmittel-
versorgung und führt zu Unterbrechungen in den 
globalen Lieferketten. Das hat signifikante Steige-
rungen der Rohstoff- und Nahrungsmittelpreise 
zur Folge. Die wirtschaftlichen Kosten der mili-
tärischen Aggression Russlands treffen verwund-
bare Gesellschaftsgruppen in allen Volkswirtschaf-
ten; unverhältnismäßig hart getroffen werden die 
wirtschaftlich am wenigsten entwickelten Länder. 
Diese hatten bereits vor dem Krieg mit einer unsi-
cheren Ernährungslage und u. a. bedingt durch die 
Pandemie mit hohen Schuldenständen zu kämp-
fen. Um diesen negativen Auswirkungen entschie-
den entgegenzuwirken, wird die G7 daher weiter-
hin eng mit ihren Partnern zusammenarbeiten.
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Makroökonomische Stabilität und 
langfristiges Wachstum

Wichtiges Thema des G7-Treffens waren auch die 
akuten sowie längerfristigen Herausforderungen für 
die Weltwirtschaft. Im Mittelpunkt der Diskussion 
stand dabei die aktuelle Inflationsdynamik – insbe-
sondere der drastische Anstieg der Rohstoff-, Ener-
gie- und Lebensmittelpreise. Diese Dynamik birgt 
Risiken für die globale Wirtschafts- und Finanzsta-
bilität. Die  G7 ist entschlossen, koordiniert zusam-
menzuarbeiten, um dem Anstieg entgegenzuwirken. 
Hierzu werden die Zentralbanken der G7-Staaten 
die Entwicklung weiterhin aufmerksam beobachten 
und das Tempo der geldpolitischen Straffung daten-
abhängig und klar kommuniziert kalibrieren. Damit 
sollen eine Entankerung der Inflationserwartungen 
vermieden und die allgemeine Preisstabilität gesi-
chert werden. Gleichzeitig werden die Zentralban-
ken darauf achten, dass sie den Aufschwung nicht 
grundlos gefährden, und negative Spillover-Effekte 
insbesondere auf Niedrigeinkommens- und Schwel-
lenländer im Blick behalten.

Auch die Frage der Verschuldung wurde themati-
siert. Infolge der Corona-Pandemie waren finanz-
politische Maßnahmen notwendig geworden, die 
zu einer höheren Staatsverschuldung führten. 
Die G7 bekräftigte, auf einen stabilitätsorientierten 
und nachhaltigen Wachstumspfad zurückzukeh-
ren und dabei die Tragfähigkeit der öffentlichen Fi-
nanzen zu beachten.

Die  G7 ist zudem entschlossen, die Herausforde-
rungen für ein langfristiges inklusives Wachstum 
gemeinsam anzugehen. Hierzu gehört auch, den 
digitalen und klimaneutralen Transformations-
prozess zu erleichtern. Hierfür wollen die G7-Part-
nerinnen und -Partner in hohem Ausmaß private 
und öffentliche Investitionen mobilisieren, um 
das Potenzial für Innovationen und Produktivi-
tätssteigerungen freizusetzen. Gleichzeitig soll da-
rauf geachtet werden, dass die Transformation der 
Volkswirtschaften inklusiv gestaltet wird: Es soll 
ein breit angelegtes Wachstum gefördert werden, 
das bestehende Ungleichheiten innerhalb und zwi-
schen Ländern mindert.

Schuldenbewältigung der 
Niedrigeinkommensländer

Ein besonderes Augenmerk richtet der G7 Finance 
Track auf die Länder mit niedrigen Volkseinkom-
men, die hoch verschuldet sind. In diesen Ländern 
sind die Versorgung mit Lebensmitteln, die Einhal-
tung weiterer Entwicklungsziele und die politische 
Stabilität erheblich gefährdet. Sowohl durch die 
Pandemie als auch die derzeitigen dramatischen 
Auswirkungen des russischen Kriegs in der Uk-
raine hat sich die finanzielle Lage für viele Länder 
verschärft. Die G7 setzt sich daher für die multila-
terale Unterstützung von Niedrigeinkommenslän-
dern in finanziellen Notlagen ein  – insbesondere 
für die Umsetzung des sogenannten Common Fra-
mework for Debt Treatment, einem Rahmenwerk 
zur Schuldenbewältigung, das auf G20-Ebene ver-
einbart wurde.

Vor dem Hintergrund aktuell steigender Schul-
denniveaus in vielen Entwicklungs- und Schwel-
lenländern hat die  G7 bei ihrem Treffen auf dem 
Petersberg die Notwendigkeit einer zügigen und 
wirksamen Umsetzung des Common Framework 
unterstrichen. Sie hat ihre Bereitschaft zum Aus-
druck gebracht, notwendige Verbesserungen am 
Rahmenwerk hierfür zu unterstützen. Zudem rief 
sie alle relevanten Gläubiger  – wie beispielsweise 
China – dazu auf, sich konstruktiv an anstehenden 
Schuldenumstrukturierungen zu beteiligen.

Bekämpfung des Klimawandels

Der Klimawandel ist eine der größten Herausfor-
derungen unserer Zeit. Die  G7 hat sich erneut zu 
den Zielen des Pariser Abkommens bekannt sowie 
zur Umsetzung nationaler Maßnahmen, die darauf 
abzielen, die jeweiligen Emissionsreduktionsziele 
bis  2030 und Klimaneutralität bis  2050 oder auch 
früher zu erreichen. In Deutschland soll dieses Ziel 
bis 2045 erfüllt werden. Die G7 hat bekräftigt, ihre 
Anstrengungen in diesem Bereich zu verstärken 
und eine Transformation sicherzustellen, die sozial 
fair ist und sich global und national positiv auf Ar-
beitsplätze, Wachstum und die Umwelt auswirkt.
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Daneben wird die  G7 die internationale Zusam-
menarbeit und Koordinierung im Bereich des Kli-
maschutzes weiter vertiefen. Auf dem Petersberg 
wurde in diesem Zusammenhang über die Einrich-
tung eines offenen und kooperativen internatio-
nalen Klimaclubs diskutiert. Die G7-Partnerinnen 
und -Partner verständigten sich darauf, gemeinsam 
an dem Konzept weiterzuarbeiten. Die Diskussio-
nen über die konkrete Ausgestaltung des Clubs soll 
in den kommenden Wochen und Monaten nun so-
wohl innerhalb der G7 als auch mit allen interes-
sierten und klimapolitisch ambitionierten Partne-
rinnen und Partnern, einschließlich interessierter 
Entwicklungs- und Schwellenländer, fortgeführt 
und intensiviert werden.

Die  G7 unterstützt zudem die laufenden Arbeiten 
u. a. von OECD und IWF zur besseren Vergleichbar-
keit verschiedener Klimapolitiken, um die interna-
tionale Koordinierung der Klimaschutzpolitik zu 
unterstützen. Zusammen mit den internationa-
len Organisationen wird sie auf ein gemeinsames 
Verständnis hinarbeiten, wie die unterschiedlichen 
klimapolitischen Ansätze hinsichtlich ihrer Emissi-
onsreduzierung und ihrer wirtschaftlichen Auswir-
kungen verglichen werden können.

Digitalisierung

Die Digitalisierung verändert tiefgreifend die 
Art und Weise, wie wir wirtschaften, arbeiten 
und kommunizieren. In diesem Zusammenhang 
wurde beim Treffen auf dem Petersberg die Um-
setzung der historischen Einigung zur internati-
onalen Zwei-Säulen-Lösung für die steuerlichen 
Herausforderungen der Digitalisierung der Wirt-
schaft thematisiert. Dieses sieht die Neuverteilung 
der Besteuerungsrechte (Säule  1) und die Einfüh-
rung einer globalen effektiven Mindestbesteue-
rung (Säule 2) vor. Die G7 hat bekräftigt, weiter an 
der zeitnahen, effektiven Umsetzung dieser Lösung 
arbeiten zu wollen und auch ökonomisch schwä-
chere Staaten bei der Implementierung dieser his-
torischen Vereinbarung zu unterstützen.

Auch die Verbesserung der internationalen Steu-
erkooperation wurde thematisiert. Die Mitglieder 
der G7 begrüßten den von der deutschen G7-Präsi-
dentschaft in Auftrag gegebenen Bericht der OECD 
zu „Tax Co-operation for the 21st Century“. Sie be-
auftragten die OECD damit, die Arbeit fortzusetzen 
und über weitere Entwicklungen zu berichten.

Neben der internationalen Besteuerung der digi-
talisierten Wirtschaft wurde im Kreis der G7 auch 
erörtert, wie die Chancen der Digitalisierung im 
Zahlungsverkehr genutzt werden können. Hier-
bei wurden insbesondere digitales Zentralbankgeld 
(Central Bank Digital Currencies) diskutiert, aber 
auch die Herausforderungen, die mit Krypto-As-
sets und Stablecoins verbunden sind.

Überwindung der globalen 
Corona-Pandemie

Die globale Pandemie ist auch nach zwei Jahren 
noch nicht vollständig überwunden. Deshalb sind 
eine enge internationale Zusammenarbeit, ausrei-
chende finanzielle Ressourcen und multilaterale 
Lösungen weiterhin unerlässlich. Denn die wirk-
same Bekämpfung der Pandemie schützt nicht nur 
Gesundheit und Leben, sondern ist auch entschei-
dend für die globale wirtschaftliche Erholung. Aus 
diesem Grund berieten die G7-Finanzministerin-
nen und -minister sich zusammen mit den G7-Ge-
sundheitsministerinnen und -ministern, die von 
Berlin aus zugeschaltet waren, über die globale 
Impfstoffversorgung und die Stärkung der globa-
len Gesundheitsarchitektur.

Auf dem Petersberg erkannten alle G7-Mitglieder 
die zentrale Bedeutung einer angemessenen Fi-
nanzierung der internationalen Initiative „Access 
to COVID-19 Tools Accelerator“  – kurz ACT-A  – 
an, um die akute Pandemie zu beenden. Sie be-
tonten aber auch, dass weitere Anstrengungen al-
ler Mitglieder der internationalen Gemeinschaft, 
einschließlich der G20, erforderlich seien. Seit dem 
Jahr  2020 haben die  G7 18,3  Mrd.  US-Dollar für 
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ACT-A bereitgestellt. Deutschland ist zweitgröß-
ter Geber. Allein in diesem Jahr trägt Deutsch-
land 1,5  Mrd.  US-Dollar bei und wird so seiner 
Verantwortung und Führungsrolle als G7-Präsi-
dentschaft gerecht. Seit  2020 beläuft sich der Bei-
trag Deutschlands zu ACT-A auf insgesamt rund 
4 Mrd. US-Dollar.

Gleichzeitig richtete die G7 den Blick auf die Leh-
ren aus der Pandemie. Sie sprach sich dafür aus, 
die Governance und die Finanzierung der globa-
len Gesundheitsarchitektur mit einer angemes-
sen und nachhaltig finanzierten Weltgesundheits-
organisation im Zentrum zu stärken. Die  G7 war 
sich einig, dass bestehende Kapazitäts- und Finan-
zierungslücken im Bereich Pandemieprävention, 
-vorsorge und -bekämpfung durch zusätzliche glo-
bale Unterstützung geschlossen werden müssen, 
z. B. durch die Einrichtung eines bei der Weltbank 
angesiedelten Fonds, dem „Financial Intermediary 
Fund for Pandemic Prevention, Preparedness and 
Response.“

Fazit

Das Treffen der G7 Finanzministerinnen und -mi-
nister sowie -Notenbankgouverneurinnen und 
-gouverneure auf dem Petersberg war ein Erfolg. 
Es war geprägt von hoher Kollegialität und kons-
truktiver Zusammenarbeit auf der Basis eines ge-
meinsamen Wertefundaments. Es hat sich gezeigt, 
dass die G7 auf die aktuelle geopolitische Krise und 
ihre wirtschaftlichen Auswirkungen gemeinsam 
und schlagkräftig reagiert. Sie steht eng zusam-
men, um auch die weiteren wichtigen Themen von 

globaler Tragweite in den Bereichen makroökono-
mische Stabilität, Digitalisierung, Klimaschutz und 
Gesundheit anzugehen.

Die Ergebnisse der Beratungen haben Eingang in 
ein sehr ausdrucksstarkes Kommuniqué gefun-
den, das am Ende des Treffens verabschiedet und 
dann veröffentlicht wurde.1 Neben den hier ge-
nannten Schwerpunkten werden darin weitere 
wichtige Themen adressiert, wie die Klimafinan-
zierung, die Nachhaltigkeit in der Unternehmens-
berichterstattung (Sustainable Finance) oder die 
Geldwäschebekämpfung.

Insgesamt legt das G7-Treffen auf dem Petersberg 
eine wesentliche Grundlage für die weiteren 
G7-Treffen unter deutschem Vorsitz  – insbeson-
dere für das Gipfeltreffen der G7-Staats- und Regie-
rungschefinnen und -chefs vom 26. bis 28. Juni 2022 
in Elmau und für das Treffen der G7-Finanzminis-
terrinnen und -minister und -Notenbankgouver-
neurinnen und -gouverneure am Rande der Jah-
restagung von IWF und Weltbank im Oktober in 
Washington, D.C. Die Ergebnisse des Treffens auf 
dem Petersberg könnten auch Anstoß zu Entschei-
dungen der  G20 beim nächsten G20-Treffen der 
Finanzministerinnen und -minister sowie -No-
tenbankgouverneurinnen und -gouverneure im 
Juli 2022 auf Bali geben (z. B. in den Bereichen Ge-
sundheit, Schulden und Klima). Denn die G7 spie-
len unverändert eine wichtige Rolle als Katalysator 
für die G20, als Wertegemeinschaft und als Forum 
für wichtige Geberländer in Entwicklungsfragen.

1 G7 Finance Ministers and Central Bank 
Governors’ Petersberg Communiqué: 
www.bundesfinanzministerium.de/mb/202206001
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Im Interview: Dr. Judith Hermes, Leiterin 
der Abteilung für Europapolitik und  
Internationale Finanzpolitik

Deutschland hat seit Anfang 
des Jahres den Vorsitz der G7 
inne. Welche Gestaltungs-
möglichkeiten, aber auch 
welche Verantwortung ergeben 
sich dadurch für Deutschland, 
besonders im sogenannten 
Finance Track?

Der G7  Finance Track ist ein informelles Forum 
der Finanzministerinnen und -minister sowie No-
tenbankgouverneurinnen und -gouverneure der 
sieben weltweit führenden Volkswirtschaften 
und Demokratien sowie der Europäischen Union. 

Aufgrund des informellen Charakters der G7 ohne 
eigene Organisationsstruktur spielt die jeweilige 
G7-Präsidentschaft eine wichtige Rolle. Ihr obliegt 
die Organisation sowie die inhaltliche Gestaltung 
der Agenda der Treffen oder  – in diesen Zeiten  – 
auch der vielen Videokonferenzen. Die G7-Prä-
sidentschaft hat hierbei große Gestaltungsmög-
lichkeiten: Sie setzt die Themen, die während des 
Präsidentschaftsjahres besprochen werden sollen 
und schlägt Ziele – sogenannte Deliverables – vor. 
Im Finance Track trägt Deutschland somit die Ver-
antwortung dafür, welche wirtschafts- und finanz-
politischen Themen von globaler Tragweite durch 
die G7 vorangetrieben werden. Aber natürlich gibt 
es immer auch aktuelle Entwicklungen, auf die eine 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Dr. Judith Hermes 
© Bundesministerium der Finanzen/photothek
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Präsidentschaft reagieren muss, wie die COVID-19-
Krise oder aktuell der Ukraine-Krieg.

Die Ergebnisse auf G7-Ebene sind wichtig, da sich 
hier die wichtigsten Industrieländer zu gemeinsa-
men Zielen bekennen, die aktuellen und perspekti-
visch wichtigen finanz- und wirtschaftspolitischen 
Themen behandeln und durch gemeinsame Positi-
onen auch die Entscheidungen in anderen interna-
tionalen Foren wie der G20 oder in internationalen 
Organisationen maßgeblich beeinflussen.

Deutschland hat für seine Präsidentschaft im Fi-
nance Track ein sehr ambitioniertes Präsident-
schaftsprogramm vorgelegt. Schwerpunkte sind 
u. a. das Sicherstellen makroökonomischer Stabili-
tät, die Bewältigung der Pandemie, die Gestaltung 
der digitalen Transformation und das Erreichen 
von Klimaneutralität.

Mit dem russischen Angriffskrieg auf die Ukraine 
ist für die G7-Präsidentschaft neben der Umset-
zung des Präsidentschaftsprogramms eine weitere, 
wichtige und viel Zeit beanspruchende Aufgabe 
hinzugekommen: Es gilt, gemeinsame, koordi-
nierte Antworten der G7 auf diesen Krieg und des-
sen wirtschaftliche Auswirkungen im G7-Kreis zu 
finden. Mit den bisherigen G7-Entscheidungen  – 
insbesondere den jüngsten Ergebnissen im Finance 
Track vom Petersberg  – wird die G7 ihrem Füh-
rungsanspruch hierbei umfänglich gerecht.

Zentrales Thema in den G7-
Gesprächen auf dem Peters-
berg war die Solidarität mit 
der Ukraine. Welche spürbare 
Unterstützung wird die 
Ukraine in den kommenden 
Wochen und Monaten von 
der G7 bekommen?

Die Ukraine benötigt dringend kurzfristige Bud-
gethilfen, um grundlegende staatliche Leistungen 

erbringen zu können und ihre humanitären und 
sonstigen materiellen Bedarfe zu decken.

Die  G7 und die internationalen Finanzinstitutio-
nen haben daher auf dem Petersberg der Ukraine 
direkte, kurzfristige Budgethilfen in Höhe von zu-
sätzlich 9,5  Mrd.  US-Dollar zugesagt. Deutschland 
leistet davon einen signifikanten Beitrag durch ei-
nen Zuschuss in Höhe von 1  Mrd.  Euro. Insge-
samt stellen die G7 und internationale Finanzins-
titutionen damit seit Beginn des Kriegs kurzfristige 
Budgethilfen in Höhe von 19,8  Mrd.  US-Dollar 
zur Verfügung. Das ist ein gewaltiger Beitrag, um 
der Ukraine kurzfristig zu helfen. Die  G7 arbei-
tet zurzeit mit Hochdruck daran, dass alle Mittel 
der Ukraine schnell zur Verfügung gestellt werden 
können.

Neben dieser unmittelbaren kurzfristigen Liqui-
ditätssicherung hat die  G7 der Ukraine ihre wei-
tergehende Solidarität versichert und wird der 
Ukraine  – wo nötig  – weitere Hilfe leisten. Die 
G7-Partnerinnen und -partner haben sich zu einer 
engen Zusammenarbeit mit der Ukraine bekannt, 
um ihre makroökonomische Stabilität zu sichern. 
Zudem haben sie sich dazu verpflichtet, die Ukraine 
beim langfristigen Wiederaufbau ihres Landes zu 
unterstützen. Eine Aufgabe dieser Größenordnung 
ist aber selbstredend nicht von sieben Staaten allein 
zu meistern, auch wenn es sich um die leistungs-
stärksten Volkswirtschaften der Welt handelt. Beim 
perspektivischen Wiederaufbau der Ukraine reden 
wir von einer Aufgabe, die die gesamte globale Ge-
meinschaft etwas angeht.

Das G7-Treffen auf dem 
Peters berg ist als Erfolg 
beschrieben worden. Woran 
darf man das konkret 
bemessen?

Auf dem Petersberg wurden wichtige Ergeb-
nisse für den Finance Track der G7 erzielt. Diese 
wurden sehr einmütig in einem gemeinsamen, 
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umfassenden und klaren Kommuniqué festgehal-
ten, das im Anschluss an das Treffen veröffentlicht 
wurde.

Über die finanzielle Hilfe für die Ukraine haben wir 
bereits gesprochen. Zudem haben wir auf dem Pe-
tersberg bei vielen Themen die im G7-Präsident-
schaftsprogramm avisierten Ergebnisse erreicht  – 
beispielsweise im Bereich Sustainable Finance, bei 
der Geldwäschebekämpfung und bei der interna-
tionalen Besteuerung. In den Bereichen Klima-
schutz, Gesundheit und Schuldenbewältigung der 
Entwicklungsländer hat das Treffen auf dem Pe-
tersberg die Weichen für weitere Verhandlungen 
auf G7- und G20-Ebene gestellt.

Welche Themen werden in 
den kommenden Monaten für 
die deutsche Präsidentschaft 
im Finance Track Priorität 
haben? Was ist hierzu geplant?

Als wichtiges G7-Treffen steht nun zunächst der 
G7-Gipfel der Staats- und Regierungschefinnen 
und -chefs vom 26. bis 28.  Juni 2022 in Elmau an. 
Bei diesem Treffen werden aufbauend auf den Er-
gebnissen vom Petersberg auch wirtschafts- und 
finanzpolitische Themen diskutiert und gemein-
same Positionen erarbeitet. Die Gipfelergebnisse 
sind dann wiederum maßgeblich für den weiteren 
G7-Prozess im Finance Track.

Hier sind in der zweiten Jahreshälfte verschiedene 
G7-Treffen geplant – u. a. am Rande des Jahrestref-
fens des Internationalen Währungsfonds und der 
Weltbank im Oktober in Washington, D.C. Dort 
wird es dann konkret um die Themen CO2-Be-
preisung und Klimaclub und Digitalisierungsfra-
gen im Finanzbereich und Cybersicherheit ge-
hen. Im Herbst wird sich die G7 im Finance Track 
auch intensiver mit der Schuldensituation in den 

Niedrigeinkommensländern befassen. Dazu ist ein 
gemeinsames Treffen mit Vertreterinnen und Ver-
tretern afrikanischer Staaten geplant. Und leider 
müssen wir davon ausgehen, dass die Auswirkun-
gen des russischen Angriffskriegs auf die Ukraine 
weiterhin im Fokus der G7 stehen werden.

Geben Sie uns einen kleinen 
Einblick in die Stimmung, 
Gespräche und Organisation 
hinter den Kulissen, fernab der 
Kameras?

Das Treffen auf dem Petersberg hat gezeigt, dass 
der Multilateralismus lebt. Die Gespräche waren 
geprägt von hoher Kollegialität und Kooperations-
bereitschaft, intensivem Austausch und von dem 
unbedingten Willen aller Teilnehmenden, die glo-
bal wichtigen Themen gemeinsam voranzubrin-
gen. Es wurde ersichtlich, dass die G7-Partnerinnen 
und -Partner  – gerade in den aktuell schwierigen 
Zeiten – eng zusammengerückt sind. Sie sind ent-
schlossen, sich den negativen Auswirkungen des 
russischen Angriffskriegs gemeinsam entgegenzu-
stemmen. Unter den G7 besteht Konsens, gemein-
same Lösungen bei den wichtigen globalen Fragen, 
z.  B. zum Klimaschutz, zur Besteuerung und zur 
Unterstützung der Entwicklungsländer, zu finden 
und hierbei für die Weltgemeinschaft „leadership“ 
zu übernehmen.

Die Rahmenbedingungen auf dem Petersberg ha-
ben sehr dazu beigetragen, eine intensive und zu-
gleich positive Arbeitsatmosphäre zu schaffen. Man 
konnte den Teilnehmenden wirklich ansehen, dass 
es eine Freude war, ein großes Treffen wie dieses 
wieder in Präsenz wahrnehmen zu können – in den 
Kaffeepausen und beim Abendessen habe ich z. B. 
viele lebendige bilaterale Gespräche und spontane 
Begegnungen erlebt.
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Umsetzung der Grundsteuerreform –  
Abgabe einer Erklärung

 ● Von der Grundsteuerreform sind circa 36 Millionen wirtschaftliche Einheiten (bebaute und 
unbebaute Grundstücke sowie Betriebe der Land- und Forstwirtschaft) in ganz Deutschland 
betroffen. Die Reform ist damit neben der Einführung der Steueridentifikationsnummer eines 
der größten Projekte der Steuerverwaltung in jüngerer Zeit.

 ● Die Erklärung gegenüber dem Finanzamt soll elektronisch eingereicht werden. Die Finanzver-
waltung bietet mit „Mein ELSTER“ ab dem 1. Juli 2022 eine kostenfreie Möglichkeit der elektro-
nischen Erklärungsabgabe an.

 ● Erklärungsabgabefrist ist der 31. Oktober 2022. Diese Frist gilt sowohl für den Bereich des 
Grundvermögens als auch für den Bereich der Land- und Forstwirtschaft. Sie gilt gleichermaßen 
für steuerlich beratene und steuerlich nicht beratene Erklärungspflichtige.

 ● Gegebenenfalls erteilte Vollmachten sind dem Finanzamt mit dem Erklärungsvordruck anzuzei-
gen.

Die Grundsteuer – digital zum 
Erfolg

Die Umsetzung der Grundsteuerreform beschreitet 
als größte Steuerreform der vergangenen Jahrzehnte 
in vielen Bereichen neue Wege – so auch bei der Di-
gitalisierung und der Zusammenarbeit zwischen der 
Finanzverwaltung und den Städten und Gemeinden.

Auf den Hauptfeststellungszeitpunkt 1. Januar 2022 
müssen circa 36 Millionen Grundstücke bundesweit 
neu bewertet werden. Dies ist mit enormen Kraftan-
strengungen für alle Beteiligte verbunden. Umso 
wichtiger ist ein effektives und gemeinsames Agie-
ren, um dem politischen Reformwillen gerecht wer-
den zu können. Zu diesem Zweck wurde die Chance 
genutzt, die sich durch die umfassende Grundsteu-
erreform bietet: Verschiedene Bearbeitungsschritte 
in der Finanzverwaltung wurden innerhalb kürzes-
ter Zeit digitalisiert und neu strukturiert, um dem 
Massengeschäft der Hauptfeststellung begegnen zu 
können. Die Auswirkungen sind für jeden an der Re-
form beteiligten Akteur erlebbar.

Grundsteuerreform 
Im April 2018 hatte das Bundesverfassungs-
gericht die grundsteuerliche Bewertung 
für verfassungswidrig erklärt. Bisher wird 
die Grundsteuer anhand von Einheitswer-
ten berechnet. Diese werden nach den Wert-
verhältnissen aus dem Jahr 1964 in den al-
ten Bundesländern beziehungsweise aus 
dem Jahr 1935 in den neuen Bundeslän-
dern berechnet. Die tatsächliche Wertent-
wicklung des Grundbesitzes wird durch die-
se alten Werte nicht widergespiegelt und 
gleichartiger Grundbesitz demzufolge unter-
schiedlich behandelt. Deshalb hatte das Bun-
desverfassungsgericht die bisherige Berech-
nungsmethode für verfassungswidrig erklärt. 
Daraufhin haben Bund und Länder im No-
vember 2019 das Grundsteuer-Reformgesetz 
verabschiedet.
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Umsetzung der Grundsteuerreform – Abgabe einer Erklärung

Verpflichtung zur 
Erklärungsabgabe

Im Zuge der Grundsteuerreform ist jede Eigentü-
merin und jeder Eigentümer eines bebauten oder 
unbebauten Grundstücks verpflichtet, eine Erklä-
rung beim zuständigen Finanzamt einzureichen. 
Parallel findet auch der Zensus 2022 statt, der eben-
falls eine Erklärungspflicht begründet.

Zensus 2022 
Das BMF hat am 30. März 2022 im Einver-
nehmen mit den obersten Finanzbehörden 
der Länder, die bei der Grundsteuer das so-
genannte Bundesmodell anwenden1, eine öf-
fentliche Aufforderung zur Abgabe der Erklä-
rung zur Feststellung des Grundsteuerwerts 
veröffentlicht. Die vom Bundesmodell abwei-
chenden Länder haben ebenfalls vergleich-
bare Aufforderungen veröffentlicht (s. a. 
grauer Kasten). Alle Eigentümerinnen und Ei-
gentümer von Grundbesitz müssen hiernach 
im Zeitraum vom 1. Juli 2022 bis 31. Okto-
ber 2022 Erklärungen im Zusammenhang 
mit der Grundsteuerreform an das Finanzamt 
übersenden.

1 https://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20220621

Diese Erklärungen sind von der ab Mai 2022 
im Rahmen des Zensus 2022 stattfindenden 
Gebäude- und Wohnungszählung unabhängig. 
Wegen der pandemiebedingten Verschiebung 
des Zensus fallen beide Erklärungspflichten 
zusammen. Eine parallele Datenerhebung 
ist dabei unvermeidlich, da unterschiedliche 
Merkmale abgefragt und erhoben werden. Aus 
Datenschutzgründen können die Befragung 
des Zensus und die Erklärungsabgabe im Rah-
men der Grundsteuer gegenüber dem Finanz-
amt nicht in einer gemeinsamen Erklärung er-
folgen. Auch ein Austausch der abgefragten 
Daten untereinander ist dadurch ausgeschlos-
sen. Daher müssen Eigentümerinnen und Ei-
gentümer von Grundbesitz beiden Erklärungs-
pflichten nachkommen, soweit sie auch vom 
Zensus für die Befragung ausgewählt wurden.

Weitere Informationen zum Thema Zensus 2022 
erhalten Sie unter www.zensus2022.de.

Die benötigten Angaben in der Erklärung im Rah-
men der Grundsteuer hängen vom zugrunde lie-
genden Grundsteuermodell ab, welches im Land 
der Belegenheit des Grundbesitzes Anwendung 
findet.
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Öffentliche Bekanntmachungen

Die Aufforderung zur Abgabe der Erklärung zur Feststellung des Grundsteuerwerts für den Hauptfest-
stellungszeitpunkt 1. Januar 2022 für die Finanzverwaltungen der Länder, die das Bundesmodell anwen-
den (Berlin, Brandenburg, Bremen, Mecklenburg-Vorpommern, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, 
das Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein, Thüringen)  ist öffentlich bekannt gemacht 
im Bundessteuerblatt I 2022 auf S. 205 f. (https://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20220621).

Die entsprechenden öffentlichen Bekanntmachungen der Länder mit Ländermodell sind hier zu finden:

 ● Baden-Württemberg: https://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20220622bw

 ● Bayern: https://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20220622by

 ● Hamburg: https://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20220622hh

 ● Hessen: https://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20220622he

 ● Niedersachsen: https://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20220622ni

Erklärungsabgabe – künftig 
elektronisch

Die Finanzverwaltung bietet mit „Mein ELSTER“ ab 
dem 1.  Juli  2022 eine kostenfreie Möglichkeit der 
elektronischen Erklärungsabgabe an.

Hierfür wird ein entsprechendes Benutzerkonto 
bei ELSTER benötigt, das kostenfrei unter www.els-
ter.de beantragt werden kann. Sofern Erklärungs-
pflichtige noch kein Benutzerkonto für „Mein ELS-
TER“ besitzen, können sie dieses bereits jetzt unter 
www.elster.de erstellen. Zu beachten ist, dass der 
Abschluss der Registrierung bis zu zwei Wochen 
dauern kann.

Mit dem Benutzerkonto bei ELSTER dürfen auch 
Erklärungen für Angehörige elektronisch an das Fi-
nanzamt übermittelt werden.

Ein Benutzerkonto bei ELSTER 
wird benötigt, um eine Erklärung über ELS-
TER einreichen zu können. Dieses kann kos-
tenlos beantragt und auch steuerartenüber-
greifend verwendet werden. Wer bereits über 
ein solches Benutzerkonto verfügt, weil er 
etwa seine Einkommensteuererklärung be-
reits elektronisch über ELSTER an das Fi-
nanzamt übermittelt, kann dieses Konto auch 
für die Abgabe der Feststellungserklärung 
im Zusammenhang mit der Grundsteuerre-
form verwenden. Eine erneute Registrierung 
ist nicht notwendig. Umgekehrt gilt: Wer sich 
im Zuge der Grundsteuerreform für eine Re-
gistrierung bei ELSTER entscheidet, kann das 
Benutzerkonto in den kommenden Jahren 
auch für andere Erklärungen gegenüber dem 
Finanzamt verwenden.
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Umsetzung der Grundsteuerreform – Abgabe einer Erklärung

Für einfach gelagerte Sachverhalte (unbebaute 
Grundstücke, Ein- und Zweifamilienhäuser, Eigen-
tumswohnungen) in Ländern, die bei der Grund-
steuer das Bundesmodell anwenden, wird ab 
Juli  2022 unter www.grundsteuererklaerung-fuer 
-privateigentum.de eine vereinfachte elektronische 
Übermittlungsmöglichkeit für die Steuererklärung 
zur Verfügung gestellt.

Alternativ ist die elektronische Erklärungsabgabe 
auch mit in der Regel kostenpflichtigen Steuer-
programmen anderer Anbieter möglich. Hierfür 
besteht über die ERiC-Schnittstelle (ELSTER Rich 
Client) die Möglichkeit, dass auch Drittsoftware-
anbieter in eigener Initiative einen entsprechen-
den Übertragungsweg an ELSTER programmieren 
können.

ERiC 
stellt eine C-Bibliothek (Standardbibliothek 
der Programmiersprache C) mit Schnittstel-
lenspezifikationen zur Verfügung, die von der 
Steuerverwaltung kostenlos zur Integrati-
on in die eigenen Steuer-, Finanz- und Lohn-
buchhaltungsprogramme angeboten wird. 
ERiC plausibilisiert dabei die Steuerdaten und 
übermittelt diese verschlüsselt über eine si-
chere Verbindung an die Annahmeserver der 
Finanzverwaltung. Über diese Schnittstelle 
können bereits jetzt die erforderlichen Erklä-
rungsdaten als Entwickler eingesehen wer-
den, um eine entsprechende Software pro-
grammieren zu können.

Viele Bescheide

Ab dem 1.  Juli  2022 stellen die Finanzämter die 
neuen Besteuerungsgrundlagen fest und über-
mitteln kontinuierlich die für die Festsetzung der 
Grundsteuer erforderlichen Daten an die Städte 
und Gemeinden.

Die vom Finanzamt erlassenen Bescheide gehen 
den Erklärungspflichtigen in Papier zu. Eine elekt-
ronische Rückübermittlung konnte wegen des ho-
hen Zeitdrucks derzeit noch nicht realisiert wer-
den. Die vom Finanzamt erlassenen Bescheide 
enthalten keine Zahlungsverpflichtung. Sie geben 
lediglich verbindlich Auskunft über die festgestell-
ten Werte, die ihrerseits Grundlage der weiteren 
Berechnung und letztlich der Steuerfestsetzung 
durch die Stadt oder Gemeinde sind.

Die auf der Neuregelung basierenden Grundsteu-
erbescheide, mit einer entsprechenden Zahlungs-
verpflichtung ab dem Jahr  2025, werden von den 
Städten und Gemeinden den Grundstückseigentü-
merinnen und Grundstückseigentümern bekannt 
gegeben.

Hilfe bei der Erklärungsabgabe

Zur Erklärungsabgabe gegenüber dem Finanzamt 
können sich Eigentümerinnen und Eigentümer je-
derzeit einer Steuerberaterin oder eines Steuerbe-
raters, einer oder eines Steuerbevollmächtigten, 
einer Rechtsanwältin oder eines Rechtsanwalts, ei-
ner Wirtschaftsprüferin oder eines Wirtschafts-
prüfers oder einer vereidigten Buchprüferin oder 
eines vereidigten Buchprüfers bedienen. Lohn-
steuerhilfevereine sind hingegen nicht befugt, Er-
klärungspflichtige bei der Erstellung der Fest-
stellungserklärung im Zusammenhang mit der 
Grundsteuerreform zu unterstützen. Eine derartige 
Hilfeleistung ist in § 4 Nr. 11 Steuerberatungsgesetz 
(StBerG) nicht genannt.

Zudem sind Grundstücks- und Hausverwaltungen 
nach § 4 Nr. 4 StBerG befugt, bezüglich der von ih-
nen verwalteten Objekte bei den Feststellungser-
klärungen Hilfe in Steuersachen zu leisten. Haus- 
und Grundeigentümervereine können nach § 4 
Nr. 7 StBerG Hilfeleistungen bei Erklärungen im 
Zusammenhang mit dem ab dem Jahr 2025 anzu-
wendenden Grundsteuerrecht erbringen.
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 Die Hilfeleistung in Steuersachen kann sich 
erstrecken auf

 ● die Abgabe der Erklärung,

 ● die Entgegennahme der Bescheide,

 ● die Stellung von Anträgen in gerichtli-
chen und außergerichtlichen Verfahren,

 ● und die Einlegung von Rechtsbehelfen.

Wichtiger Hinweis:

Die elektronische Anzeige und Über-
mittlung von Vollmachten über die Voll-
machtsdatenbank ist für den Bereich der 
Grundsteuer technisch nicht möglich. Emp-
fangsvollmachten sind ausschließlich in der 
Feststellungserklärung dem Finanzamt ge-
genüber anzuzeigen. Dafür wurden entspre-
chende Felder im Vordruck eingefügt. Nur 
so kann eine automatisierte Berücksichti-
gung im Verarbeitungsprozess gewährleis-
tet werden.

Informationen rund um die 
Uhr

Informationen zur Grundsteuer werden u.  a. auf 
den verschiedenen Internetseiten der Länder be-
reitgestellt. Darüber hinaus steht mit dem Grund-
steuer-Chatbot ein textbasiertes Dialogsystem zur 
Verfügung, welches das Chatten mit einem techni-
schen System ermöglicht. In den vergangenen Mo-
naten wurden umfangreiche Fragen und Antwor-
ten zur Grundsteuerreform eingepflegt. Erreichbar 
ist der Chatbot unter www.steuerchatbot.de.

Einen Überblick über die Umsetzung der Grund-
steuerreform in den Ländern bietet die gemein-
same länderübergreifende Internetseite www.
grundsteuerreform.de.

Fazit

Schon jetzt können sich alle Erklärungspflichtigen 
auf die Grundsteuerreform vorbereiten. Egal, ob 
man sich für ELSTER entscheidet und ein Benut-
zerkonto anlegt oder nach einer anderen frei ver-
fügbaren Erklärungssoftware Ausschau hält  – das 
BMF empfiehlt eine frühzeitige Befassung mit dem 
Thema der elektronischen Erklärungsabgabe.

Die überwiegende Mehrzahl der Länder informiert 
die Eigentümerinnen und Eigentümer von Grund-
besitz mit einem gesonderten Informationsschrei-
ben, das auf die Erklärungsabgabeverpflichtung ab 
dem 1.  Juli  2022 hinweist. Es ist empfehlenswert, 
dass Erklärungspflichtige sich bereits vor Erhalt des 
Informationsschreibens mit den verschiedenen 
Datenportalen vertraut machen, welche die Erklä-
rungsabgabe unterstützen.

Die Finanzverwaltung hofft auf einen zügigen und 
kontinuierlichen Erklärungseingang, der eine zeit-
nahe Bearbeitung der Erklärungen ermöglicht.
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Ergebnisse der Steuerschätzung vom 10. bis 
12. Mai 2022

 ● Im Vergleich zum Ergebnis vom November 2021 wurden die Schätzansätze für das gesamtstaat-
liche Steueraufkommen für die Jahre 2022 bis 2026 durchschnittlich um rund 44 Mrd. Euro p. a. 
erhöht. Hintergrund ist vor allem die kräftige Aufkommensentwicklung seit der vorangegange-
nen Schätzung.

 ● Die fiskalischen Auswirkungen der angesichts der deutlich gestiegenen Energiepreise beschlos-
senen umfangreichen steuerlichen Entlastungsmaßnahmen sind allerdings in den Schätzergeb-
nissen nicht enthalten, da die Steuerschätzung vom zum Schätzzeitpunkt geltenden Steuerrecht 
ausgeht. Gleiches gilt für weitere in Planung befindliche Gesetzesvorhaben wie Vorhaben zum 
Ausgleich der kalten Progression.

 ● Die Ergebnisse der Steuerschätzung sollten als Momentaufnahme in Zeiten hoher Unsicher-
heit verstanden werden. Denn das wirtschaftliche Umfeld ist derzeit durch erhebliche Risiken 
geprägt, insbesondere mit Blick auf die weiteren wirtschaftlichen Auswirkungen des russischen 
Angriffskriegs in der Ukraine.

Vom 10. bis 12. Mai 2022 fand die 162. Sitzung des 
Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ statt. Voraus-
geschätzt wurden die Steuereinnahmen für die 
Jahre 2022 bis 2026.

Der unabhängige Arbeitskreis „Steuerschät-
zungen“ 
erstellt in Deutschland die Vorausschät-
zung für die Steuereinnahmen für Bund, Län-
der und Gemeinden. Dem seit 1955 beste-
henden Gremium gehören Expertinnen und 
Experten der 16 Länder, von fünf führen-
den Wirtschaftsforschungsinstituten (Deut-
sches Institut für Wirtschaftsforschung, 
ifo Institut, Institut für Weltwirtschaft, RWI – 
Leibnitz-Institut für Wirtschaftsforschung, 

Institut für Wirtschaftsforschung Halle), des 
Sachverständigenrats zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, der 
Deutschen Bundesbank, des Statistischen 
Bundesamts, des Deutschen Städtetags, des 
Bundesministeriums für Wirtschaft und Kli-
maschutz und des BMF, welches den Vorsitz 
führt, an. In der Regel finden zwei Sitzungen 
im Jahr statt: im Frühjahr und im Herbst. Auf 
der Grundlage der Schätzvorschläge verschie-
dener im Arbeitskreis vertretener Institutio-
nen werden einvernehmlich Vorausschätzun-
gen für jede einzelne Steuerart erstellt.
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Berücksichtigte 
Steuerrechtsänderungen

Die Steuerschätzung geht vom geltenden Steuer-
recht aus. In Tabelle 1 sind die finanziellen Aus-
wirkungen von Gesetzen und sonstigen Regelun-
gen enthalten, die gegenüber der vorangegangenen 
Schätzung vom November 2021 neu einzubeziehen 
waren.

Die neu einbezogenen Rechtsänderungen sind im 
Einzelnen in der Anlage 2 zur Pressemitteilung des 
BMF Nr. 15/2022 vom 12. Mai 2022 aufgeführt.1

Da sich die vom Bundeskabinett vor allem an-
gesichts der deutlich gestiegenen Energiepreise 
beschlossenen umfangreichen steuerlichen 

1 www.bundesfinanzministerium.de/mb/20220631

Entlastungsmaßnahmen zum Zeitpunkt der Schät-
zung noch im Gesetzgebungsverfahren befan-
den, wurden deren fiskalische Auswirkungen 
nicht in die Steuerschätzung einbezogen (s.  a. Ta-
belle 2 und BMF-Pressemitteilung Nr. 15/2022 vom 
12. Mai 2022).

Daneben sind weitere Gesetzgebungsvorhaben in 
Planung, die voraussichtlich das Aufkommen der 
Steuereinnahmen im Schätzzeitraum zusätzlich 
verringern werden. Das gilt insbesondere mit Blick 
auf den im Herbst 2022 zu erstellenden Steuerpro-
gressionsbericht, auf dessen Basis der Einkommen-
steuertarif ab dem kommenden Jahr zum Ausgleich 
der kalten Progression anzupassen sein wird, sowie 
den Existenzminimumbericht, aus dem sich infla-
tionsbedingt ein Anpassungsbedarf bei den steuer-
lichen Freibeträgen zur Freistellung des Existenz-
minimums (Grundfreibetrag und Kinderfreibetrag) 
ergeben dürfte.

Auswirkungen der neu in die Steuerschätzung einbezogenen Rechtsänderungen
Mehr- (+)/Mindereinnahmen (-) in Mrd. Euro

Tabelle 1

2022 2023 2024 2025 2026

Bund -0,1 0,0 0,0 0,0 0,0

Länder -0,1 0,1 0,1 0,2 0,2

Gemeinden 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

Zusammen -0,1 0,2 0,2 0,2 0,2

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Quelle: Arbeitskreis „Steuerschätzungen”

Auswirkungen von nicht in die Steuerschätzung einbezogenen, zum Zeitpunkt der Schätzung 
noch laufenden Gesetzgebungsvorhaben¹
geschätzte Mehr- (+)/Mindereinnahmen (-) in Mrd. Euro

Tabelle 2

2022 2023 2024 2025 2026

Bund -16,7 -2,8 -4,1 -2,9 -1,9

Länder -2,1 -3,7 -2,9 -2,8 -1,8

Gemeinden -3,1 -1,9 -2,4 -1,7 -0,4

Zusammen -21,9 -8,4 -9,4 -7,3 -4,1

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Abweichungen von der Schätzung können sich in den Verfahren ergeben.
1 Viertes Corona-Steuerhilfegesetz, Zweites Gesetz zur Änderung der Abgabenordnung und des Einführungsgesetzes zur 

Abgabenordnung, Steuerentlastungsgesetz 2022, Energiesteuersenkungsgesetz, Siebtes Gesetz zur Änderung des Regionalisierungs-
gesetzes, Sofortzuschlags- und Einmalzahlungsgesetz.

Quelle: BMF-Pressemitteilung Nr. 15/2022 vom 12. Mai 2022
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Ergebnisse der Steuerschätzung vom 10. bis 12. Mai 2022

Gesamtwirtschaftliche 
Annahmen

Der Steuerschätzung wurden die gesamtwirtschaft-
lichen Eckwerte der Frühjahrsprojektion 2022 der 
Bundesregierung zugrunde gelegt. Die Bundesre-
gierung erwartet hiernach für dieses Jahr, insbe-
sondere aufgrund der wirtschaftlichen Folgen des 
Kriegs in der Ukraine, einen merklich geringeren 
Anstieg des realen Bruttoinlandsprodukts (BIP) als 
noch in der Herbstprojektion 2021, die der Steuer-
schätzung im November 2021 zugrunde lag. Gleich-
zeitig fiel der BIP-Anstieg im vergangenen Jahr et-
was stärker aus als in der Herbstprojektion  2021 
erwartet. Damit wird auf einem höheren Ausgangs-
niveau als in der November-Steuerschätzung 2021 
aufgesetzt. Zudem wird für dieses Jahr eine deutlich 
kräftigere Preisentwicklung im Vergleich zu den 
Annahmen der Herbstprojektion 2021 projiziert.

Im Ergebnis entspricht das für 2022 erwartete Ni-
veau des nominalen BIP – welches für die Steuer-
schätzung relevant ist  – damit ungefähr demjeni-
gen, welches bei der vorangegangenen Schätzung 

unterstellt wurde. Dabei wird den Erwartun-
gen nach der private Konsum wesentlicher Trei-
ber der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
sein, gestützt auch durch eine fortgesetzt positive 
Arbeitsmarktentwicklung.

Für das nächste Jahr wird ein kräftigerer Zuwachs 
der Wirtschaftsleistung erwartet als im Herbst 2021 
prognostiziert, vor allem, da positive Impulse aus 
der Industrie aufgrund des Kriegs und pandemie-
bedingter Lieferengpässe später erfolgen dürf-
ten, als damals unterstellt worden war. In den 
Jahren 2024 bis 2026 wird in der Frühjahrsprojek-
tion 2022 von einer ähnlichen Dynamik ausgegan-
gen wie in der Herbstprojektion 2021.

Insgesamt ergibt sich für die Jahre ab 2023 ein Ni-
veau der für die Steuerschätzung relevanten ge-
samtwirtschaftlichen Bemessungsgrundlagen und 
Fortschreibungsgrößen, insbesondere der Brut-
tolöhne und -gehälter sowie der Unternehmens- 
und Vermögenseinkommen, oberhalb der Annah-
men aus der Novemberschätzung 2021.

Gesamtwirtschaftliche Vorgaben für die Steuerschätzung Mai 2022 im Vergleich zur 
vorangegangenen Steuerschätzung
Veränderungsraten der Kenngrößen in Prozent

Tabelle 3

Schätzjahr 2022 2023 2024 2025 2026

Steuerschätzung
Novem ber 

2021
Mai 

2022
Novem ber 

2021
Mai 

2022
Novem ber 

2021
Mai 

2022
Novem ber 

2021
Mai 

2022
Novem ber 

2021
Mai 

2022

BIP nominal +6,4 +6,3 +3,3 +5,2 +2,6 +2,6 +2,6 +2,6 +2,6 +2,6

BIP real +4,1 +2,2 +1,6 +2,5 +0,8 +0,8 +0,8 +0,8 +0,8 +0,8

Bruttolohn- und 
-gehaltssumme

+4,6 +5,3 +3,2 +4,0 +2,6 +2,6 +2,6 +2,6 +2,6 +2,6

Unternehmens- 
und Vermögens-
einkommen

+8,4 +4,5 +3,5 +7,8 +2,5 +3,0 +2,9 +2,6 +2,9 +3,0

Private 
Konsumausgaben 
nominal

+9,0 +9,7 +3,5 +4,8 +2,7 +2,7 +2,7 +2,7 +2,7 +2,7

Quelle: Frühjahrsprojektion 2022 der Bundesregierung
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Schätzergebnisse

Entwicklung der Einnahmen im 
Schätzzeitraum

Die gesamtstaatlichen Steuereinnahmen stei-
gen im Schätzzeitraum bis zum Jahr  2026 nach 
dem Ergebnis der Schätzung auf 1.031,7 Mrd. Euro 
an (s.  a. Tabelle  4).2 Ausgehend vom vorangegan-
genen Ist-Jahr  2021 mit einem Aufkommen von 
833,2  Mrd.  Euro bedeutet dies einen Zuwachs im 
Schätzzeitraum um durchschnittlich 4,4  Prozent 
pro Jahr.

Entwicklung der Steuereinnahmen 
nach Gebietskörperschaften

Die Gebietskörperschaften partizipieren in unter-
schiedlichem Ausmaß am erwarteten Anstieg der 
Steuereinnahmen. Im Jahr 2022 werden die Steuer-
einnahmen des Bundes im Verhältnis zu den Steu-
ereinnahmen insgesamt gemäß Schätzergebnis 
(ohne Berücksichtigung der oben genannten, zum 
Zeitpunkt der Schätzung noch im Gesetzgebungs-
verfahren befindlichen Rechtsänderungen) stär-
ker zunehmen (s. a. Abbildung 1). Dagegen legen die 
Steuereinnahmen der Länder und insbesondere der 

2 Die ausführlichen Ergebnistabellen der 162. Sitzung 
des Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ sind 
im Internet abrufbar unter dem Shortlink 
https://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20220632

Gemeinden im Jahr 2022 voraussichtlich schwächer 
zu als die Steuereinnahmen insgesamt. Diese Unter-
schiede in der erwarteten Einnahmeentwicklung 
werden vor allem durch Veränderungen in der Auf-
teilung des Aufkommens der Steuern vom Umsatz 
verursacht. In diesem Jahr verringern sich die vom 
Bund im Rahmen des bundesstaatlichen Finanz-
ausgleichs an Länder und Gemeinden zu übertra-
genden Festbeträge gegenüber den Vorjahren, nach-
dem diese infolge der steuerlichen Maßnahmen 
zur Dämpfung der wirtschaftlichen Folgen der Co-
rona-Pandemie stark erhöht gewesen waren. Wei-
terhin partizipiert der Bund aufgrund des höheren 
Anteils am Umsatzsteueraufkommen in stärkerem 
Ausmaß von dem erwarteten kräftigen Wachstum 
der Einnahmen aus den Steuern vom Umsatz.

Im Jahr  2023 werden gemäß Schätzung die Steu-
ereinnahmen des Bundes vor allem aufgrund der 
oben genannten Faktoren nochmals etwas stärker 
ansteigen als die Steuereinnahmen insgesamt, in 
den Jahren danach wird dann eine ähnliche Wachs-
tumsdynamik wie für die Steuereinnahmen insge-
samt erwartet. Für die Steuereinnahmen der Länder 
wird im gleichen Zeitraum eine leicht schwächere 
Dynamik geschätzt, was auch auf etwas geringere 
erwartete Wachstumsraten bei den Einnahmen aus 
Ländersteuern zurückzuführen ist. Die Steuerein-
nahmen der Gemeinden werden voraussichtlich 
vor allem aufgrund der erwarteten kräftigen Ent-
wicklung des Gewerbesteueraufkommens im glei-
chen Zeitraum insgesamt leicht überproportional 
ansteigen.

Entwicklung der Steuereinnahmen insgesamt und der Gebietskörperschaften 
in Mrd. Euro

Tabelle 4

Ist Ist Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung

2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026

Steuereinnahmen insgesamt 739,7 833,2 889,3 928,4 964,7 997,8 1.031,7

Bund 283,1 313,7 345,2 365,2 378,7 391,1 404,4

Länder 316,3 355,1 375,1 388,4 402,9 415,7 429,9

Gemeinden 107,5 126,2 127,4 133,1 140,1 146,3 151,8

EU 32,8 38,2 41,6 41,8 43,0 44,6 45,7

Quelle: Arbeitskreis „Steuerschätzungen”
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Ergebnisse der Steuerschätzung vom 10. bis 12. Mai 2022

In Bezug auf die in Tabelle 2 ausgewiesenen, nicht 
berücksichtigten Rechtsänderungen gilt, dass diese 
die Entwicklung der Steuereinnahmen nach Ge-
bietskörperschaften insbesondere in diesem Jahr 
merklich beeinflussen werden. Die daraus resul-
tierenden Mindereinnahmen fallen im Jahr  2022 
größtenteils beim Bund an.

Entwicklung der Steuerquote

Die Steuereinnahmen insgesamt stiegen im 
Jahr 2021 mit 12,6 Prozent sehr kräftig – auch kräf-
tiger als das nominale BIP (+6,0  Prozent). Damit 
stieg die Steuerquote, nachdem sie im Jahr  2020 
aufgrund der Corona-Pandemie, des gesamtwirt-
schaftlichen Einbruchs und der ergriffenen steuer-
lichen Maßnahmen merklich zurückgegangen war, 
wieder deutlich an. Mit 23,3  Prozent lag sie leicht 
höher als vor der Pandemie im Jahr 2019 (23,0 Pro-
zent). Für das Jahr  2022 wird  – ohne Berücksich-
tigung der noch im Gesetzgebungsverfahren 

befindlichen Steuerrechtsänderungen (s.  o.)  – ein 
weiterer leichter Anstieg der Steuerquote erwartet. 
Für das Jahr  2023 wird gemäß Ergebnis der Steu-
erschätzung dann ein leichter Rückgang der Quote 
auf 23,2 erwartet, im weiteren Verlauf des Schätz-
zeitraums ein sukzessiver Anstieg auf 23,9 Prozent. 
Durch die Nichtberücksichtigung der noch im Ge-
setzgebungsverfahren befindlichen Steuerrechts-
änderungen wird die letztlich zu erwartende Ent-
wicklung der Steuerquoten in den Jahren ab 2022 
allerdings überzeichnet.

Aufkommensentwicklung einzelner 
Steuerarten

Grundsätzlich wird die erwartete Entwicklung des 
Steueraufkommens im Schätzzeitraum von der er-
warteten gesamtwirtschaftlichen Entwicklung ins-
gesamt sowie der Entwicklung einzelner volks-
wirtschaftlicher Komponenten bestimmt. Der 
Zusammenhang der einzelnen Steuerarten mit der 

Entwicklung der Steuereinnahmen insgesamt und der Steuereinnahmen
von Bund, Ländern und Gemeinden im Schätzzeitraum 
Index, Basis 2021 = 100

Quelle: Bundesministerium der Finanzen basierend auf Ergebnissen des Arbeitskreises  „Steuerschätzungen“ für die Jahre 2022 bis 
2026
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Konjunkturentwicklung ist jedoch unterschied-
lich stark ausgeprägt. Neben der gesamtwirtschaft-
lichen Entwicklung haben in den vergangenen 
beiden Jahren insbesondere die umfangreichen 
steuerlichen Maßnahmen zur Bewältigung der Co-
rona-Krise die Einnahmeentwicklung beeinflusst. 
All dies spiegelt sich auch in den Erwartungen des 
Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ für einige auf-
kommensstarke Steuerarten im Vergleich zur Ent-
wicklung des nominalen BIP und der Steuern ins-
gesamt wider (s. a. Tabelle 5).

So sind beispielsweise die Einnahmen der Steuern 
vom Umsatz im Jahr 2020 mit 9,8 Prozent deutlich 
stärker zurückgegangen als das nominale BIP. Im 
vergangenen Jahr war mit einem Anstieg der Steu-
ereinnahmen um 14,3  Prozent  – auch durch die 
schwache Vorjahresbasis bedingt  – dann ein kräf-
tiger Rückprall zu beobachten. Für das Jahr  2022 
wird ein weiterer deutlicher Anstieg der Einnah-
men gegenüber dem Vorjahr erwartet, u. a., da der 
private Konsum gemäß Frühjahrsprojektion in die-
sem Jahr angesichts der abflauenden Pandemie 
und pandemiebedingt aufgestauter Ersparnis kräf-
tig zulegen dürfte. Im weiteren Verlauf des Schätz-
zeitraums werden Zuwachsraten bei den Einnah-
men aus den Steuern vom Umsatz im Wesentlichen 
entsprechend der unterstellten Entwicklung des 
nominalen BIP erwartet.

Auffällig sind auch die für das Jahr 2021 sehr kräf-
tigen Aufkommenssteigerungen gegenüber dem 
Jahr 2020 bei den gewinnabhängigen Steuern, wie 
der Körperschaftsteuer, der Gewerbesteuer oder 
der veranlagten Einkommensteuer. Sie lagen teils 
deutlich über dem Anstieg der Unternehmens- und 
Vermögenseinkommen im vergangenen Jahr. Ins-
besondere das Aufkommen der Körperschaftsteuer 
stieg nach dem Rückgang der Einnahmen im 
Jahr 2020 um 24,2 Prozent im Jahr 2021 sehr stark 
um 73,6 Prozent an und schließt damit auch an die 
Entwicklung der Vorkrisenzeit an. Hier wiederholt 
sich eine Entwicklung, die bereits im Kontext der 
Finanzkrise zu beobachten gewesen ist: Das Auf-
kommen dieser Steuer reagiert sehr stark auf Ände-
rungen der gesamtwirtschaftlichen Dynamik. Für 
das Jahr  2022 werden für die gewinnabhängigen 
Steuerarten, u. a. bedingt durch die wirtschaftlichen 
Folgen des Krieges in der Ukraine, zwar überwie-
gend keine weiteren Zuwächse erwartet, aber auf 
Basis des sehr starken Vorjahresaufkommens ein 
weiterhin kräftiges Ergebnis. Im weiteren Schätz-
zeitraum wird dann ein Anstieg weitestgehend im 
Einklang mit der Entwicklung der Unternehmens- 
und Vermögenseinkommen gemäß Frühjahrspro-
jektion unterstellt. Bei der Lohnsteuer werden vor 
allem in diesem und im nächsten Jahr kräftige Zu-
wachsraten erwartet – im Einklang mit der in der 
Frühjahrsprojektion unterstellten Fortsetzung der 
positiven Entwicklung am Arbeitsmarkt.

Entwicklung der Einnahmen aus verschiedenen Steuerarten und des nominalen BIP 
Index, Basis 2021 = 100

Tabelle 5

2022 2023 2024 2025 2026

Nominales BIP 106,3 111,9 114,8 117,8 120,9

Steuern insgesamt 106,7 111,4 115,8 119,8 123,8

Steuern vom Umsatz 112,9 118,0 121,4 124,4 127,6

Lohnsteuer 108,1 115,4 121,5 126,9 133,6

Veranlagte Einkommensteuer 96,9 102,8 109,3 115,4 121,0

Kapitalertragsteuern¹ 109,2 107,7 112,4 113,7 115,2

Körperschaftsteuer 99,1 101,0 105,6 111,6 115,4

Gewerbesteuer 99,7 103,3 110,4 116,6 120,6

Übrige Steuern 103,5 105,9 107,2 108,9 110,6

1 Nicht veranlagte Steuern vom Ertrag und Abgeltungsteuer auf Zins- und Veräußerungserträge.
Quelle: Arbeitskreis „Steuerschätzungen“
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Ergebnisse der Steuerschätzung vom 10. bis 12. Mai 2022

Vergleich mit der 
vorangegangenen Schätzung 
vom November 2021

Abweichungen der 
Steuereinnahmen insgesamt 
und der Einnahmen der Gebiets-
körperschaften

Die Entwicklung der Steuereinnahmen verlief in 
den vergangenen Monaten wesentlich kräftiger als 
noch im November 2021 erwartet. Die Ist-Einnah-
men im Jahr 2021 lagen insgesamt (Bund, Länder, 
Gemeinden) um 21,2  Mrd.  Euro über dem Schät-
zansatz aus dem November 2021. In den ersten vier 
Monaten des Jahres 2022 verzeichneten die Steuer-
einnahmen ohne Gemeindesteuern einen Zuwachs 
um 16,2  Prozent gegenüber dem Vorjahreszeit-
raum. Auch unter Berücksichtigung der Tatsache, 
dass die Vorjahresbasis durch Sondereffekte verrin-
gert worden war, ergaben sich damit kräftige Zu-
wächse. Insbesondere aus diesen Entwicklungen 
resultierte eine beträchtliche Erhöhung der Schätz-
ansätze für viele Steuerarten durch den Arbeits-
kreis „Steuerschätzungen“ im Mai 2022. Somit wer-
den in allen Schätzjahren insgesamt sowie jeweils 
für Bund, Länder und Gemeinden höhere Einnah-
men prognostiziert als noch im November  2021 
geschätzt.

Insgesamt wurde gegenüber dem Ergebnis der Steu-
erschätzung vom November  2021 der Schätzan-
satz des Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ für das 
Jahr  2022  – ohne Berücksichtigung der zum Zeit-
punkt der Steuerschätzung noch nicht beschlosse-
nen Rechtsänderungen (s. o.) – um 40,4 Mrd. Euro 
erhöht (s. a. Abbildung 2).3 Auch für die Jahre 2023 

3 Eine Zusammenstellung der Abweichungen des Ergebnisses 
der Steuerschätzung Mai 2022 vom Ergebnis der 
vorhergehenden Steuerschätzung November 2021 für die 
Steuern insgesamt sowie für die Gebietskörperschaften ist 
in Anlage 2 der Pressemitteilung des BMF zur 162. Sitzung 
des Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ zu finden unter 
https://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20220633

bis  2026 erwartet der Arbeitskreis auf dieser Ba-
sis gegenüber der November-Steuerschätzung 
Mehreinnahmen zwischen 44,0  Mrd.  Euro und 
46,3 Mrd. Euro. Unterschiede zwischen Bund, Län-
dern und Gemeinden ergeben sich aus der Anpas-
sung der Schätzansätze bei den einzelnen Steuerar-
ten, an denen die Gebietskörperschaften zu jeweils 
verschiedenen Anteilen partizipieren. In Bezug auf 
die Verteilung auf die Gebietskörperschaften ist 
darüber hinaus zu bedenken, dass Mindereinnah-
men infolge der in Tabelle 2 ausgewiesenen, nicht 
berücksichtigten Steuerrechtsänderungen in die-
sem Jahr größtenteils beim Bund anfallen werden. 
Würde man diese berücksichtigen, so verblieben 
beim Bund in diesem Jahr so gut wie keine Mehr-
einnahmen gegenüber der Steuerschätzung vom 
November 2021.

Abweichungen nach Steuerarten

Die Abweichungen im Schätzansatz Mai  2022 ge-
genüber dem Ansatz vom November  2021 las-
sen sich auch bei den einzelnen Steuerarten maß-
geblich auf geänderte Erwartungen zur weiteren 
Einnahmeentwicklung aufgrund der bisherigen 
Kassen entwicklung zurückführen. Insbesondere 
bei den Steuern vom Umsatz, den nicht veranlag-
ten Steuern vom Ertrag und der veranlagten Ein-
kommensteuer fiel die Kassenentwicklung seit 
der Schätzung im November 2021 – unabhän-
gig von der Entwicklung der Bemessungsgrundla-
gen – deutlich kräftiger aus als damals unterstellt. 
Da neben spielen auch Änderungen in der unter-
stellten Entwicklung der gesamtwirtschaftlichen 
Bemessungsgrundlagen eine Rolle. Neu zu berück-
sichtigende Steuerrechtsänderungen hatten nur 
einen marginalen Einfluss auf das Ergebnis. Eine 
Übersicht zu den Abweichungen bei den wichtigs-
ten Steuerarten bietet Tabelle 6.
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Abweichung des Ergebnisses der Steuerschätzung Mai 2022
vom Ergebnis der Steuerschätzung November 2021

in Mrd. Euro

Quelle: Bundesministerium der Finanzen basierend auf Zahlen des Arbeitskreises „Steuerschätzungen“
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Fazit

Obwohl sich aufgrund des Kriegs in der Ukraine 
die gesamtwirtschaftlichen Perspektiven für dieses 
Jahr ungünstiger darstellen als noch im Herbst zur 
vorangegangenen Steuerschätzung erwartet, lie-
gen die erwarteten Steuereinnahmen gemäß der 
Mai-Schätzung des Arbeitskreises „Steuerschät-
zungen“ im gesamten Schätzzeitraum höher als 
noch im November  2021 prognostiziert. Dies gilt 
sowohl gesamtstaatlich als auch für den Bund.

Die Aufwärtsanpassung ist maßgeblich bedingt 
durch eine deutlich bessere Ausgangsbasis: Die 
Steuereinnahmen zum Ende des vergangenen 
Jahres waren sehr viel höher als noch im Novem-
ber 2021 geschätzt. Es gab zudem eine sehr kräftige 
Einnahmeentwicklung in den ersten vier Monaten 
des Jahres 2022.

Zu berücksichtigen ist jedoch, dass die gesamtwirt-
schaftliche Prognoseunsicherheit derzeit sehr hoch 
ist und damit auch die Unsicherheit bezüglich der 
weiteren Entwicklung der Steuereinnahmen. Das 
gilt zuvorderst mit Blick auf die weitere Entwick-
lung des russischen Angriffskriegs in der Ukraine 
und die damit zusammenhängenden wirtschaft-
lichen Folgen. Aber auch durch die Pandemie ist 
nach wie vor hohe Unsicherheit gegeben, vor allem 
mit Blick auf erneute oder länger als erwartet an-
haltende Lieferengpässe, die sich aus der Situation 
in China ergeben könnten.

Hinzu kommt, dass der Arbeitskreis „Steuerschät-
zungen“ nach geltendem Recht schätzt. Berück-
sichtigt man die umfangreichen steuerlichen Ent-
lastungen für Bürgerinnen und Bürger sowie 
Unternehmen, die sich zum Zeitpunkt der Schät-
zung noch im Gesetzgebungsverfahren befunden 
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Ergebnisse der Steuerschätzung vom 10. bis 12. Mai 2022

haben, so verbleiben beim Bund in diesem Jahr 
so gut wie keine Mehreinnahmen gegenüber der 
Schätzung vom November 2021, da der Bund den 
Großteil der Entlastungen in diesem Jahr trägt. Die 
aktuelle Steuerschätzung kann also nur als Mo-
mentaufnahme verstanden werden.

Daneben sind weitere Gesetzgebungsvorhaben in 
Planung, die voraussichtlich das Aufkommen der 
Steuereinnahmen im Schätzzeitraum zusätzlich 
verringern werden. Um der kalten Progression wir-
kungsvoll zu begegnen, wird die Bundesregierung 
auf Basis des Progressionsberichts im Herbst den 
Einkommensteuertarif entsprechend anpassen. 

Weiterhin dürfte sich inflationsbedingt aus dem 
Existenzminimumbericht Anpassungsbedarf bei 
den steuerlichen Freibeträgen zur Freistellung 
des Existenzminimums ergeben. Bundesfinanz-
minister Christian Lindner hat in diesem Zusam-
menhang in der Pressemitteilung zur Steuerschät-
zung4 betont: „Klar ist auch: An Mehreinnahmen, 
die sich aus der gestiegenen Inflation ergeben, darf 
der Staat sich nicht bereichern. Daher werde ich im 
Herbst einen Vorschlag vorlegen, um die Wirkun-
gen der kalten Progression auszugleichen.“

4  Siehe Fußnote 1.

Abweichungen des Ergebnisses der Steuerschätzung Mai 2022 vom Ergebnis der 
Steuerschätzung November 2021 nach Steuerarten
in Mio. Euro

2022 2023 2024 2025 2026

Lohnsteuer 5.300 8.950 9.600 8.450 8.400

Veranlagte Einkommensteuer 5.050 5.250 4.400 4.100 4.050

Nicht veranlagte Steuern vom Ertrag 8.800 7.100 6.500 6.150 5.700

Abgeltungsteuer auf Zins- und Veräußerungserträge 300 250 200 200 250

Körperschaftsteuer 2.800 4.250 3.750 3.700 3.850

Steuern vom Umsatz 12.500 13.900 14.200 14.550 14.900

Gewerbesteuer 3.750 4.200 4.650 4.600 4.800

Bundessteuern zusammen 97 327 362 352 442

Energiesteuer -950 -850 -850 -800 -850

Stromsteuer 180 230 280 330 380

Tabaksteuer -200 -210 -210 -260 -270

Versicherungsteuer 300 400 510 630 760

Solidaritätszuschlag 750 750 700 600 550

Kraftfahrzeugsteuer 40 5 -70 -150 -130

Übrige Bundessteuern -23 2 2 2 2

Ländersteuern zusammen 1.434 1.461 1.358 1.254 1.150

Gemeindesteuern (ohne Gewerbesteuer) -352 -282 -337 -392 -447

Zölle 750 900 950 1.000 1.050

Steuereinnahmen insgesamt 40.429 46.306 45.633 43.964 44.145

Quelle: Arbeitskreis „Steuerschätzungen”

Tabelle 6
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Überblick zur aktuellen Lage
Wirtschaft

 ● Die Industrieproduktion stieg im April 2022 wieder leicht an, konnte jedoch den merklichen Rück-
setzer vom März nicht kompensieren. Die Stimmungsindikatoren stabilisierten sich am aktuellen Rand 
tendenziell. In Befragungen des ifo Instituts zeigten sich Unternehmen im Mai wieder merklich zufrie-
dener mit ihren laufenden Geschäften, ihre Erwartungen für die weitere Entwicklung blieben aber im 
Mittel pessimistisch ausgerichtet.

 ● Der Arbeitsmarkt entwickelt sich trotz der gesamtwirtschaftlichen Belastungen durch den Krieg in der 
Ukraine weiter positiv, wenngleich angesichts der fortgeschrittenen wirtschaftlichen Erholung von der 
Corona-Pandemie vor allem beim Rückgang der Arbeitslosigkeit nun eine nachlassende Dynamik zu 
beobachten ist. Im April und Mai dürfte Kurzarbeit in deutlich geringerem Umfang in Anspruch ge-
nommen worden sein, insbesondere in den von Corona betroffenen Branchen Handel und Gastge-
werbe.

 ● Die Inflationsrate hat im Mai 2022 auf stark erhöhtem Niveau nochmals zugelegt. Maßgeblicher 
Treiber ist weiterhin der Preisindex für Energie. Jedoch wirken sich die sehr starken Preisanstiege auf 
den vorgelagerten Wertschöpfungsstufen, vor allem bei Energie, aber auch bei anderen Vorprodukten, 
in der Breite der Konsumgüterpreise ebenfalls aus.

Finanzen

 ● Bis der Haushalt 2022 im Bundesgesetzblatt verkündet ist, arbeitet die Bundesregierung im Rahmen 
der sogenannten vorläufigen Haushaltsführung. Da somit das Soll des Bundeshaushalts 2022 noch 
nicht feststeht, können in den nachstehenden Tabellen zur Entwicklung des Bundeshaushalts keine 
Sollwerte dargestellt werden.

 ● Die Einnahmen des Bundeshaushalts beliefen sich in den Monaten Januar bis Mai dieses Jahres auf 
rund 138,8 Mrd. Euro. Damit liegen die Einnahmen um 22,5 Prozent (rund +25,5 Mrd. Euro) höher als 
im gleichen Zeitraum des Vorjahres. Die Ausgaben des Bundeshaushalts betrugen in den Monaten Ja-
nuar bis Mai 2022 rund 191,2 Mrd. Euro und lagen damit um 5,0 Prozent (rund -10,1 Mrd. Euro) unter 
dem entsprechenden Vorjahresniveau. Im Zeitraum Januar bis Mai 2022 wies der Bundeshaushalt ein 
Finanzierungsdefizit von rund 52,4 Mrd. Euro auf.

 ● Die Steuereinnahmen insgesamt (ohne Gemeindesteuern) lagen im Mai 2022 um 10,0 Prozent über 
dem Ergebnis vom Mai 2021. Der Einnahmezuwachs war überwiegend auf das Plus bei den Gemein-
schaftsteuern (+11,4 Prozent) zurückzuführen. Das Aufkommen aus den Bundessteuern insgesamt lag 
im Mai 2022 um 2,4 Prozent über dem entsprechenden Steueraufkommen im Vorjahresmonat.
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Europa

 ● Der Monatsbericht Juni 2022 beinhaltet einen Rückblick auf die Sitzungen der Eurogruppe am 
23. Mai 2022 und des ECOFIN-Rats am 24. Mai 2022.

 ● Die Schwerpunkte der Sitzungen lagen auf den mit den makroökonomischen und fiskalischen Ent-
wicklungen im Euroraum, den wirtschaftlichen Auswirkungen der russischen Aggression in der Uk-
raine und den damit einhergehenden Herausforderungen.
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Krieg dämpft wirtschaftliche 
Entwicklung im Frühsommer

Das 1. Quartal des laufenden Jahres zeigte sich – ge-
prägt durch hohe Infektionszahlen sowie den Be-
ginn des russischen Angriffskriegs in der Ukraine – 
mit verhaltener konjunktureller Dynamik. Das 
Bruttoinlandsprodukt (BIP) wuchs in preis-, kalen-
der- und saisonbereinigter Rechnung um 0,2 Pro-
zent gegenüber dem Vorquartal. Das Statistische 
Bundesamt bestätigte in seiner Detailmeldung 
vom 25. Mai 2022 das Ergebnis der ersten Schnell-
schätzung aus dem April.

Verwendungsseitig stagnierten die staatlichen wie 
auch die privaten Konsumausgaben zu Jahresbe-
ginn im Wesentlichen gegenüber dem Schluss-
quartal  2021. Deutlich dynamischer entwickelten 
sich dagegen die Investitionen: Die Bauinvestitio-
nen stiegen um 4,6 Prozent und die Ausrüstungs-
investitionen um 2,5 Prozent. Der Handel mit dem 
Ausland zeigte im 1.  Quartal  2022 ein gemischtes 
Bild. So sanken die Exporte um 2,1 Prozent vor dem 
Hintergrund anhaltender internationaler Liefer-
kettenprobleme. Die Importe nahmen hingegen 
um 0,9 Prozent zu, da durch die wieder vermehrte 
Reisetätigkeit die Dienstleistungsimporte kräftig 
stiegen.

Entstehungsseitig verzeichneten die Sonstigen 
Dienstleister, zu denen auch die Bereiche Unter-
haltung und Erholung gehören, die stärksten Zu-
wächse: Sie steigerten ihre Bruttowertschöpfung 
in preis-, kalender- und saisonbereinigter Rech-
nung um 6,2  Prozent gegenüber dem Vorquar-
tal. Der Bereich Handel, Verkehr und Gastgewerbe 
hatte einen Zuwachs von 0,9  Prozent gegenüber 
dem 4. Quartal 2021 zu verzeichnen. Im Verarbei-
tenden Gewerbe dürfte sich in dem Rückgang der 
Bruttowertschöpfung von 0,1  Prozent gegenüber 
dem Vorquartal der Mangel an Vorprodukten, der 

durch den Krieg in der Ukraine partiell noch ver-
stärkt wurde, bemerkbar gemacht haben. Im Bau-
gewerbe stieg die Wirtschaftsleistung um 4,5 Pro-
zent. Das BIP lag im 1. Quartal 2022 insgesamt noch 
um 0,9  Prozent unter dem Niveau vor der Coro-
na-Pandemie im 4. Quartal 2019.

Für das laufende 2. Quartal 2022 ist mit einer ver-
haltenen konjunkturellen Entwicklung zu rechnen. 
Verschärfte Materialengpässe (auch infolge der 
Lockdowns in China), weiter erhöhter Preisdruck 
sowie die derzeit hohe (globale) Unsicherheit dürf-
ten sich spürbar bemerkbar machen. Im April 2022 
hatte die Industrieproduktion zwar einen leichten 
Zuwachs zu verzeichnen, konnte den deutlichem 
Rückgang aus dem März aber nicht wieder wett-
machen. Der Lkw-Maut-Fahrleistungsindex, der 
als ein Frühindikator insbesondere für die Indus-
trieproduktion herangezogen werden kann, ver-
zeichnete im April und Mai jeweils leichte Rück-
gänge. Laut Umfragen des ifo Instituts verbesserte 
sich im Mai im Verarbeitenden Gewerbe die Lage-
einschätzung nach zwei Rückgängen in Folge wie-
der etwas. Die Unternehmen zeigten sich mit Blick 
auf die kommenden Monate aber weiterhin spür-
bar skeptisch, auch angesichts zuletzt schwächerer 
Auftragseingänge. Demgegenüber verbesserte sich 
im Dienstleistungssektor die Lageeinschätzung so 
stark wie zuletzt im Juni 2021, was vor allem durch 
Bereiche, die von der sich entspannenden Coro-
na-Lage profitieren, getrieben sein dürfte.

Die konjunkturelle Entwicklung dürfte alles in al-
lem in nächster Zeit weiterhin durch das Span-
nungsfeld von einerseits einer durch Materialeng-
pässe und hohe Energiepreise beeinträchtigten 
Industrie und andererseits positiven Impulsen aus 
dem Dienstleistungsbereich geprägt sein. In der 
Industrie dürfte, trotz zuletzt rückläufigen Auf-
tragseingangs, zunächst weiterhin ein Nachfrage-
überhang bestehen, bei dem Unternehmen infolge 

Konjunkturentwicklung 
aus finanzpolitischer Sicht
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Gesamtwirtschaft/Einkommen

2021 Veränderung in Prozent gegenüber

Mrd. Euro 
bzw. Index

gegenüber 
Vorjahr in 
Prozent

Vorperiode saisonbereinigt Vorjahr 

3. Q 21 4. Q 21 1. Q 22 3. Q 21 4. Q 21 1. Q 22

Bruttoinlandsprodukt¹

Vorjahrespreisbasis (verkettet) 105,1 +2,9 +1,7 -0,3 +0,2 +2,8 +1,8 +4,0 

Jeweilige Preise 3.571 +6,0 +4,0 +0,7 +0,6 +7,3 +6,8 +7,8 

Einkommen¹

Volkseinkommen 2.700 +6,8 +3,0 +1,7 -1,3 +7,2 +6,8 +5,1 

Arbeitnehmerentgelte 1.921 +3,7 +3,1 +1,2 +1,1 +4,9 +4,9 +6,6 

Unternehmens- und 
Vermögenseinkommen

778 +15,1 +2,5 +2,9 -7,0 +12,8 +12,6 +1,6 

Verfügbare Einkommen der 
privaten Haushalte

2.018 +2,1 +1,5 +1,0 +0,7 +2,4 +3,4 +4,0 

Bruttolöhne und -gehälter 1.568 +3,9 +3,4 +1,1 +1,2 +5,3 +5,2 +7,4 

Sparen der privaten Haushalte 312 -4,7 -28,2 +6,0 -7,0 -18,5 -22,9 -31,2

Außenhandel/Umsätze/Pro-
duktion/ 

Auftragseingänge

2021 Veränderung in Prozent gegenüber

Mrd. Euro 
bzw. 

Index

gegenüber 
Vorjahr in 
Prozent

Vorperiode saisonbereinigt Vorjahr²

Mrz 22 Apr 22
Zweimonats-
durchschnitt Mrz 22 Apr 22

Zweimonats-
durchschnitt

In jeweiligen Preisen

Außenhandel (Mrd. Euro)

Waren-Exporte 1.376 +14,0 -3,0 +4,5 +2,2 +8,5 +9,2 +8,8 

Waren-Importe 1.203 +17,2 +4,9 +3,1 +9,0 +22,6 +25,2 +23,9 

In konstanten Preisen 

Produktion im Produzierenden 
Gewerbe (Index 2015 = 100)

97,7 +3,2 -3,7 +0,7 -3,3 -3,1 -2,2 -2,7

Industrie³ 95,4 +4,3 -4,0 +0,3 -3,8 -3,5 -2,8 -3,2

Bauhauptgewerbe 115,4 -1,2 -0,1 -2,1 -1,8 -1,6 -1,2 -1,4

Umsätze im Produzierenden 
Gewerbe (Index 2015 = 100)

Industrie³ 98,5 +5,2 -5,1 +0,5 -5,5 -5,8 -2,1 -4,0

Inland 95,1 +3,2 -3,8 +0,7 -3,9 -3,9 -0,2 -2,2

Ausland 101,8 +7,2 -6,2 +0,3 -7,0 -7,5 -3,8 -5,8

Auftragseingang  
(Index 2015 = 100)

Industrie³ 111,9 +17,9 -4,2 -2,7 -6,1 -2,9 -6,2 -4,5

Inland 106,4 +15,8 -1,6 -0,9 -1,9 -3,9 -2,6 -3,3

Ausland 116,0 +19,3 -5,8 -4,0 -8,8 -2,2 -8,7 -5,3

Bauhauptgewerbe . . +10,1 . -3,9 +17,5 . +5,8 

Umsätze im Handel  
(Index 2015 = 100)

Einzelhandel  
(ohne Kfz, mit Tankstellen)

116,9 +0,7 +0,9 -5,4 -1,7 -4,4 +2,5 -1,1

Handel mit Kfz 113,6 +2,2 -12,3 . -7,6 -8,6 . -1,8

Finanzpolitisch wichtige Wirtschaftsdaten
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der Knappheit an Vorprodukten Probleme haben, 
bestehende und neu eingehende Aufträge abzuar-
beiten. Im weiteren Jahresverlauf wird aber unter 
der Annahme abnehmender Lieferengpässe und 
keiner zusätzlichen erheblichen wirtschaftlichen 
Auswirkungen des Krieges auch in diesem Bereich 
mit einer Aufwärtsbewegung gerechnet. Die Risi-
ken für die weitere wirtschaftliche Entwicklung 
bleiben jedoch, insbesondere mit Blick auf den 
Krieg in der Ukraine, beträchtlich.

Die Steuereinnahmen insgesamt (ohne Gemeinde-
steuern) lagen im Mai 2022 um 10,0 Prozent über 
dem Ergebnis vom Mai  2021. Sondereffekte wirk-
ten dabei bei der Einfuhrumsatzsteuer sowie der 
Lohnsteuer in verschiedene Richtungen (s.  a. Be-
richt zur Entwicklung der Steuereinnahmen in 
dieser Ausgabe), sodass sich in der Veränderungs-
rate vor allem die Entwicklung der steuerlichen 
Bemessungsgrundlagen wie Löhne und Gehäl-
ter, Gewinne oder Umsätze im Vorjahresvergleich 

widerspiegeln dürfte. Die weitere Entwicklung der 
Steuereinnahmen im Jahresverlauf hängt maßgeb-
lich auch von der weiteren wirtschaftlichen Ent-
wicklung und den oben genannten Einflussfakto-
ren darauf ab.

Anstieg der Warenexporte und 
-importe im April 2022

Die nominalen Warenexporte legten zu Beginn des 
2.  Quartals  2022 spürbar zu und machten damit 
den Rückgang im Vormonat wieder mehr als wett. 
Sie stiegen im April kalender- und saisonbereinigt 
um 4,4  Prozent gegenüber dem Vormonat (nach 
-3,0 Prozent im März 2022). Im Vergleich zum Vor-
jahresmonat lagen die Ausfuhren um 9,2  Prozent 
höher. Die nominalen Warenimporte setzten ihre 
deutliche Aufwärtsbewegung mit einem Anstieg 
um 3,1  Prozent gegenüber dem Vormonat wei-
ter fort. Im Vorjahresvergleich lagen die Einfuhren 
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Arbeitsmarkt

2021 Veränderung in Tausend gegenüber

Personen 
Mio.

gegenüber 
Vorjahr in 
Prozent

Vorperiode saisonbereinigt Vorjahr 

Mrz 22 Apr 22 Mai 22 Mrz 22 Apr 22 Mai 22

Arbeitslose  
(nationale Abgrenzung nach BA)

2,61 -3,0 -17 -13 -4 -465 -462 -428

Erwerbstätige, Inland 44,92 +0,0 +88 +55 . +735 +771 .

Sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigte 

33,58 +0,1 +31 . . +699 . .

Preisindizes 
2015 = 100

2021 .

Index

gegenüber 
Vorjahr in 
Prozent

Vorperiode Vorjahr 

Mrz 22 Apr 22 Mai 22 Mrz 22 Apr 22 Mai 22

Importpreise 110,4 +13,4 +5,7 +1,8 . +31,2 +31,7 .

Erzeugerpreise gewerbliche Produkte 114,7 +10,5 +4,9 +2,8 . +30,9 +33,5 .

Verbraucherpreise 109,1 +3,1 +2,5 +0,8 +0,9 +7,3 +7,4 +7,9 

ifo Geschäftsklima 
Deutschland

saisonbereinigte Salden

Okt 21 Nov 21 Dez 21 Jan 22 Feb 22 Mrz 22 Apr 22 Mai 22

Klima +14,4 +11,4 +7,3 +10,3 +15,7 -1,6 +0,9 +3,3 

Geschäftslage +29,0 +26,2 +21,4 +19,8 +25,1 +21,3 +21,8 +26,9 

Geschäftserwartungen +0,7 -2,4 -5,9 +1,2 +6,8 -22,2 -18,0 -17,8

1 Stand: Mai 2022; Bruttoinlandsprodukt 1. Quartal 2022: ausführliche Meldung des Statistischen Bundesamtes (23. Mai 2022).
2 Produktion arbeitstäglich, Umsatz, Auftragseingang Industrie kalenderbereinigt, Auftragseingang Bauhauptgewerbe saisonbereinigt.
3 Ohne Energie.
Quellen: Statistisches Bundesamt, Bundesagentur für Arbeit, Deutsche Bundesbank, ifo Institut, eigene Berechnungen

noch: Finanzpolitisch wichtige Wirtschaftsdaten
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um 25,2 Prozent höher. Der Saldo der Warenhan-
delsbilanz betrug im April 1,3 Mrd. Euro und damit 
14,0 Mrd. Euro weniger als im Vorjahresmonat.

Die Einnahmen aus der Einfuhrumsatzsteuer la-
gen im Mai  2022 gegenüber dem Vorjahresmonat 
merklich höher. Sie spiegeln die Entwicklung der 
Importe gegenüber dem Vorjahreszeitraum aktuell 
recht unmittelbar wider.

Im Warenhandel mit Russland gaben die deutschen 
Exporte im April 2022 nochmals etwas gegenüber 
dem Vormonat nach und sanken um 10,0 Prozent, 
nachdem sie bereits im März  2022 vor dem Hin-
tergrund des Kriegs und der Sanktionen um über 
60 Prozent zurückgegangen waren. Die deutschen 
Importe aus Russland gingen im April um 16,4 Pro-
zent zurück. Hier ist die wertmäßige Entwicklung 
stark durch gestiegene Rohstoffpreise getrieben, die 
mengenmäßigen Reduzierungen entgegenwirken.

Die Stimmung unter den deutschen Exporteuren 
hat sich gemäß ifo  Exporterwartungen am aktu-
ellen Rand weiter stabilisiert, die Firmen blieben 
aber insgesamt vorsichtig. Neben den Auswirkun-
gen des Kriegs dürften sich beim Außenhandel 
weiterhin die Folgen der Pandemieausbrüche und 
der No-COVID-Strategie in China bemerkbar ma-
chen, die (zeitverzögert) die Taktung der weltweiten 
Handelsströme beeinträchtigen dürften. Laut einer 
aktuellen Umfrage des ifo  Instituts im Mai gaben 
53,7 Prozent der Unternehmen im Verarbeitenden 
Gewerbe an, die Lockdowns in China hätten ihre 
Produktionsbehinderungen zusätzlich verschärft.

Leichter Zuwachs der 
Produktion im April 2022

Die Produktion im Produzierenden Gewerbe stieg 
im April  2022 preis-, kalender- und saisonberei-
nigt um 0,7  Prozent im Vergleich zum Vormonat. 
Im Vergleich zum Vorjahresmonat lag die Produk-
tion um 2,2 Prozent niedriger. Hierbei stieg die In-
dustrieproduktion trotz bestehender Auswirkun-
gen des russischen Angriffskriegs in der Ukraine, 

kräftiger Energiepreissteigerungen sowie Materia-
lengpässen leicht um 0,3 Prozent gegenüber März. 
Die deutlichen Verluste des Vormonats (März re-
vidiert: -3,7  Prozent), auch beim Umsatz, wurden 
aber nur ansatzweise wettgemacht. Der Umsatz im 
Verarbeitenden Gewerbe stieg im April  2022 um 
0,5 Prozent gegenüber dem Vormonat; im Vergleich 
zum Vorjahresmonat lag er um 1,8 Prozent niedri-
ger. Nach Wirtschaftsbereichen konnte die gewich-
tige Kfz-Herstellung im April mit einem Zuwachs 
von 6,8 Prozent wieder zulegen. Der Maschinenbau 
gab hingegen mit einem Rückgang von 1,0 Prozent 
zum dritten Mal in Folge nach.

Die Auftragseingänge im Verarbeitenden Ge-
werbe sanken im April um 2,7 Prozent gegenüber 
dem Vormonat (März 2022 revidiert -4,2 Prozent). 
Gegenüber dem Vorjahresmonat lagen die Auf-
tragseingänge um 6,2 Prozent niedriger. Der Rück-
gang im Vormonatsvergleich war insbesondere auf 
die Auslandsaufträge zurückzuführen; ihr Volu-
men fiel im April gegenüber März um 4,0 Prozent. 
Trotz des rückläufigen Auftragseingangs bei gleich-
zeitigem Umsatzanstieg war aber auch im April, 
wie in den Vormonaten, das Auftragseingangsvo-
lumen höher als das Umsatzvolumen. Die Firmen 
dürften also aufgrund der bestehenden Knappheit 
an Vorprodukten weiterhin Probleme haben, die 
eingehenden Aufträge abzuarbeiten.

Das ifo  Geschäftsklima im Verarbeitenden Ge-
werbe verbesserte sich im Mai 2022 (+3,5 Punkte). 
Die aktuelle Geschäftslage wurde als leicht besser 
beurteilt. Darüber hinaus waren die Geschäftser-
wartungen der Unternehmen weniger pessimis-
tisch. Dabei zeigten sich die Unternehmen im Saldo 
mit Blick auf die kommenden Monate aber weiter-
hin spürbar skeptisch, auch angesichts der zuletzt 
schwächeren Auftragseingänge. Ein Lichtblick bei 
den Stimmungsindikatoren zeigte sich im Mai in 
der Automobilindustrie: Hier hellten sich die Ge-
schäftserwartungen im Vormonatsvergleich deut-
lich auf. Weiteren Befragungen des ifo Instituts zu-
folge verblieb der Materialmangel in der Industrie 
im Mai aber auf sehr hohem Niveau. 77  Prozent 
der Unternehmen berichteten von Engpässen bei 
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Rohstoffen und Vorprodukten (nach 75 Prozent im 
April). Insgesamt dürften die Belastungen für die 
Industriekonjunktur durch den Materialmangel 
weiterhin deutlich spürbar bleiben.

Die Bauproduktion lag im April um 2,1  Prozent 
niedriger als im Vormonat. Das ifo Geschäftsklima 
im Bauhauptgewerbe konnte im Mai gegenüber 
dem Vormonat etwas zulegen, was vor allem auf 
eine Verbesserung der Erwartungen zurückzufüh-
ren war. Auch die aktuelle Geschäftslage wurde als 
leicht besser eingeschätzt. Im Mai erreichte die Ma-
terialknappheit im Baugewerbe laut ifo Institut ei-
nen neuen Höchststand.

Privater Konsum: verhaltene 
Entwicklung im Frühjahr

Mit einem spürbaren Rückgang zu Beginn des 
2.  Quartals  2022 erreichten die realen Einzelhan-
delsumsätze im April den tiefsten Stand seit Fe-
bruar  2021. Hierin dürften sich auch Auswirkun-
gen des Kriegs in der Ukraine in Form zusätzlicher 
Preissteigerungen und erhöhter Unsicherheit be-
merkbar gemacht haben. Die Umsätze gingen im 
April gegenüber dem Vormonat preis-, kalender- 
und saisonbereinigt um 5,4 Prozent zurück. Im Ver-
gleich zum Vorjahresmonat verzeichnete der Ein-
zelhandel ein Minus von 0,4 Prozent. Im Vergleich 
zum Vorkrisenmonat Februar 2020 waren die rea-
len Einzelhandelsumsätze ebenfalls um 0,4 Prozent 
niedriger.

Nach Einzelbereichen lagen die Umsätze im Be-
reich Lebensmittel/Getränke/Tabak im April  2022 
um 3,6 Prozent niedriger als im Vorjahreszeitraum. 
Im Einzelhandel mit Nicht-Lebensmitteln war hin-
gegen ein Umsatzplus gegenüber dem Vorjahr von 
7,2 Prozent zu verzeichnen. Dabei fiel aufgrund der 
niedrigen Vorjahresbasis vor allem der Zuwachs im 
Bereich Textilien/Bekleidung/Schuhe/Lederwaren 
mit 131,5 Prozent weiterhin extrem aus. Beim In-
ternet- und Versandhandel war ein Rückgang von 
12,2 Prozent gegenüber dem Vorjahreszeitraum zu 
verzeichnen.

Der Umsatz im Gastgewerbe stieg im März 2022 um 
6,2 Prozent gegenüber dem Vormonat. Gegenüber 
dem Vorjahresmonat hat sich der Umsatz bedingt 
durch die niedrige Vorjahresbasis mehr als verdop-
pelt (114,8  Prozent). Im Vergleich zum Vorkrisen-
monat Februar  2020 war der Gastgewerbeumsatz 
jedoch noch um 27,7 Prozent niedriger.

Die Stimmungsindikatoren stabilisierten sich am 
aktuellen Rand auf niedrigem Niveau tendenziell. 
Im Einzelhandel legte das ifo  Geschäftsklima im 
Mai nach vorherigem Einbruch etwas zu. Hierbei 
wurde insbesondere die aktuelle Lage besser einge-
schätzt als im Vormonat. Die Erwartungen bezüg-
lich der nächsten sechs Monate blieben hingegen 
weiterhin deutlich pessimistisch ausgerichtet. Im 
Dienstleistungssektor verbesserte sich die Lageein-
schätzung so stark wie zuletzt im Juni 2021, was vor 
allem durch Bereiche, die von einer verbesserten 
Corona-Lage profitieren, getrieben sein dürfte. Die 
Geschäftserwartungen der Dienstleister fielen hin-
gegen insgesamt wieder etwas pessimistischer aus.

Die Verbraucherstimmung verbesserte sich im Mai 
von vorherigem Rekordtief aus leicht. Laut der Ge-
sellschaft für Konsumforschung (GfK) zeigten sich 
hierbei sowohl die Konjunktur- als auch die Ein-
kommenserwartung etwas weniger pessimistisch, 
während die Anschaffungsneigung nahezu unver-
ändert blieb. Der Krieg sowie die damit einherge-
hend nochmals erhöhte Inflation belasten die Kon-
sumlaune aber weiterhin deutlich. Für Juni  2022 
prognostiziert die GfK nur ein leicht besseres Kon-
sumklima als im Mai, das sich damit immer noch 
auf historisch niedrigem Niveau befinden würde. 
Die Entwicklung des privaten Konsums dürfte zu-
nächst weiterhin durch das Spannungsfeld von ei-
nerseits positiven Impulsen durch Auslaufen von 
Corona-Beschränkungen und andererseits erhöh-
ter Unsicherheit, Inflation und auch Lieferengpäs-
sen geprägt sein. Laut Umfragen des ifo  Instituts 
haben sich die Lieferprobleme im Einzelhandel im 
Mai wieder verschärft.
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BIP-Wachstum und ifo Geschäftsklima Deutschland
Salden                                                                                                                                                                      in %

Im April 2018 löste das ifo Geschäftsklima Deutschland den bisherigen Index für die Gewerbliche Wirtschaft ab.
Quellen: Statistisches Bundesamt; ifo Institut, eigene Berechnungen
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Arbeitsmarkt entwickelt sich 
weiter positiv

Der Arbeitsmarkt entwickelt sich trotz der gesamt-
wirtschaftlichen Belastungen durch den Krieg wei-
ter positiv, wenngleich im Zuge der fortgeschritte-
nen Erholung von der Corona-Pandemie vor allem 
beim Rückgang der Arbeitslosigkeit nun eine nach-
lassende Dynamik zu beobachten ist: Die Zahl 

der als arbeitslos registrierten Personen lag im 
Mai 2022 nach Ursprungswerten bei 2,2 Millionen, 
saisonbereinigt kam es gegenüber dem Vormonat 
zu einem geringfügigen Minus von 4.000 Personen. 
Die saisonbereinigte Arbeitslosenquote verblieb bei 
5,0 Prozent. Erwerbstätig waren im April 2022 nach 
Inländerkonzept und Ursprungswerten 45,3  Mil-
lionen Personen. Gegenüber dem Vormonat stieg 
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die Erwerbstätigkeit saisonbereinigt deutlich um 
53.000 Personen an.

Nach Hochrechnungen der Bundesagentur für Ar-
beit erhielten im März  2022 553.000  Beschäftigte 
konjunkturelles Kurzarbeitergeld  – ein sehr star-
ker Rückgang gegenüber Februar. Das ifo  Institut 
geht davon aus, dass Kurzarbeit im April und Mai 
weiterhin deutlich weniger in Anspruch genom-
men wurde, insbesondere in den von Corona be-
troffenen Branchen Handel und Gastgewerbe. Die 
Zahl der Kurzarbeitenden dürfte bis einschließ-
lich Mai auf unter 300.000 Personen gesunken sein. 
Dies entspricht noch 0,8  Prozent der sozialversi-
cherungspflichtig Beschäftigten; in der Spitze der 
Corona-Krise im April 2020 waren es 17,8 Prozent.

Vor dem Hintergrund der anhaltend positiven Ent-
wicklung am Arbeitsmarkt fällt auch das Plus bei 
den Einnahmen aus der Lohnsteuer brutto (ohne 
Abzüge durch Kindergeldzahlungen) gegenüber 
dem Vorjahresmonat weiterhin kräftig aus.

Umfragebasierte Frühindikatoren des Instituts für 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) sowie 
des ifo Instituts signalisieren für die nächsten Mo-
nate grundsätzlich eine Fortsetzung der positiven 
Entwicklung am Arbeitsmarkt. Zugleich scheint 
sich der Mangel an Fachkräften am aktuellen Rand 
zu verschärfen. Der Arbeitskräfteknappheits-In-
dex des IAB und das KfW-ifo-Fachkräftebarome-
ter erreichten im Mai 2022 jeweils Allzeithochs. An-
stiege gab es dabei in allen Wirtschaftsbereichen; 
am stärksten betroffen ist aber nach wie vor der 
Dienstleistungssektor.

Inflationsrate legt im Mai 2022 
auf sehr hohem Niveau weiter 
zu

Die Inflationsrate (Veränderung des Verbraucher-
preisindex gegenüber dem Vorjahresmonat) legte 
im Mai 2022 auf stark erhöhtem Niveau nochmals 
zu und lag nach Berechnungen des Statistischen 
Bundesamtes im Mai bei 7,9 Prozent, nach 7,4 Pro-
zent im April 2022. Dies entsprach einem nichtsai-
sonbereinigten Anstieg des Index gegenüber April 
um 0,9  Prozent. Ähnlich hoch war die Inflations-
rate in Deutschland zuletzt im Winter  1973/1974 
infolge der ersten Ölkrise.

Maßgeblicher Treiber ist weiterhin der Preisin-
dex für Energie, dessen Anstieg sich mit 38,3 Pro-
zent gegenüber dem Vorjahresmonat wieder et-
was beschleunigt hat (nach 35,3 Prozent im April). 
Darüber hinaus wirken sich die sehr starken Preis-
anstiege auf den vorgelagerten Wertschöpfungs-
stufen, vor allem bei Energie, aber auch bei anderen 
Produkten, zunehmend in der Breite der Konsum-
güterpreise aus. Zuvorderst war dies im Mai bei 
Nahrungsmitteln erkennbar. Dort betrug die In-
flationsrate 11,1 Prozent (nach 8,6 Prozent im Ap-
ril). Die Veränderungsrate des Index für Dienst-
leistungen fiel mit 2,9  Prozent gegenüber Vorjahr 
dagegen leicht geringer aus als im Vormonat (nach 
3,2 Prozent).

Für die nächsten Monate ist zunächst mit mindes-
tens ähnlich hohen Inflationsraten zu rechnen, die 
dann allmählich sinken dürften. Davon geht auch 
das ifo  Institut aus, dessen Umfragen zeigen, dass 
der Anteil an Firmen, die ihre Preise in den kom-
menden drei Monaten erhöhen wollen, erstmals 
seit längerem wieder gefallen ist. Dieser Ausblick 
ist allerdings insbesondere mit Blick auf die weitere 
Entwicklung der Energiepreise und die weiteren 
Folgen des russischen Angriffskriegs in der Ukraine 
unsicher, auch wenn beispielsweise Preise für Ter-
minkontrakte für Rohöl an den Märkten hier wei-
terhin auf einen langsamen Rückgang im Verlauf 
des Jahres hindeuten.
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Steuereinnahmen im Mai 2022

Die Steuereinnahmen insgesamt (ohne Gemeinde-
steuern) lagen im Mai 2022 um 10,0 Prozent über 
dem Ergebnis vom Mai  2021. Der Einnahmezu-
wachs war überwiegend auf das Plus bei den Ge-
meinschaftsteuern (+11,4  Prozent) zurückzufüh-
ren. Gegenüber der Vorjahresbasis ergaben sich 
deutliche Veränderungsraten im Aufkommen we-
sentlicher Steuerarten durch zwei gegenläufige 
Sondereffekte. Das hohe Plus bei der Lohnsteuer ist 
zu einem guten Teil auf die durch die Auszahlung 
des Kinderbonus  2021 verminderte Vorjahresba-
sis zurückzuführen. Der Rückgang bei den Steuern 
vom Umsatz wiederum ist auf das deutliche Mi-
nus bei der Einfuhrumsatzsteuer zurückzuführen, 
hinter dem maßgeblich ein kassentechnischer Ef-
fekt steht (s. u.). Die Bundessteuern verbuchten im 
Mai eine Zunahme um 2,4 Prozent gegenüber dem 
Vorjahresmonat. Die Einnahmen aus den Länder-
steuern wiesen einen Anstieg um 8,5  Prozent auf. 
Die auch gemessen an der Entwicklung der Be-
messungsgrundlagen anhaltend kräftige Entwick-
lung der Steuereinnahmen hat sich auch in der 
jüngsten Vorausschätzung der Steuereinnahmen 
des Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ vom 10. bis 
12. Mai 2022 niedergeschlagen. Gleichzeitig ist der 
Ausblick für die weitere Einnahmeentwicklung an-
gesichts der hohen Prognoseunsicherheit derzeit 
sehr ungewiss. Ein detaillierter Bericht zum Ergeb-
nis der Steuerschätzung ist ebenfalls in dieser Aus-
gabe des Monatsberichts enthalten.

EU-Eigenmittel

Im Berichtsmonat Mai  2022 wurden 3,5  Prozent 
höhere EU-Eigenmittel (exklusive Zölle) abge-
führt als im Mai  2021. Die monatlichen Anforde-
rungen der  EU orientieren sich grundsätzlich an 
dem jeweils gültigen Jahreshaushalt der Europä-
ischen Union (EU) und verteilen sich in der Regel 
recht gleichmäßig auf die einzelnen Monate. Da der 
Jahreshaushalt in diesem Jahr in einer ähnlichen 
Größenordnung liegt wie im Vorjahr und bisher 

kumuliert geringere EU-Eigenmittel abgerufen 
worden sind (-19,7 Prozent zum Vorjahresniveau), 
kann im Gegenzug tendenziell auch in den weite-
ren Monaten dieses Jahres mit einem etwas höhe-
ren Abruf als im jeweiligen Monat des Vorjahres ge-
rechnet werden.

Gesamtüberblick kumuliert 
Januar bis Mai 2022

In den Monaten Januar bis Mai 2022 war kumuliert 
ein relativ hohes Plus bei den Steuereinnahmen 
insgesamt (ohne Gemeindesteuern) gegenüber 
dem Vorjahreszeitraum zu verzeichnen (+15,1 Pro-
zent), das auch mit der durch die wirtschaftlichen 
Auswirkungen der Corona-Pandemie sowie durch 
die im Zusammenhang damit ergriffenen gesetzli-
chen und untergesetzlichen steuerlichen Maßnah-
men geminderten Vergleichsbasis zusammenhing. 
In den Monaten Januar bis Mai 2022 stieg das Auf-
kommen der Gemeinschaftsteuern gegenüber dem 
Vorjahreszeitraum um 17,2  Prozent, das der Bun-
dessteuern um 2,6 Prozent und das der Ländersteu-
ern um 11,2 Prozent.

Verteilung auf Bund, Länder 
und Gemeinden

Die Steuereinnahmen des Bundes nach Verrech-
nung von Bundesergänzungszuweisungen ver-
zeichneten im Mai 2022 einen Anstieg um 9,1 Pro-
zent gegenüber dem Ergebnis vom Mai  2021. 
Maßgeblicher Faktor für den Anstieg ist der Ein-
nahmezuwachs aus den Gemeinschaftsteuern. Die 
Einnahmen des Bundes aus den Gemeinschaft-
steuern stiegen dabei mit 10,6  Prozent etwas we-
niger stark als das Steueraufkommen der Gemein-
schaftsteuern insgesamt (+11,4  Prozent), was mit 
den oben genannten Sondereffekten bei der Lohn-
steuer und den Steuern vom Umsatz zusammen-
hing. Zudem stiegen die Einnahmen des Bundes 
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aus den Bundessteuern gegenüber Mai  2021 um 
2,4  Prozent. Demgegenüber standen höhere Zah-
lungen des Bundes an die Länder in Form von 
Bundesergänzungszuweisungen und Regionali-
sierungsmitteln für den öffentlichen Personennah-
verkehr (ÖPNV) sowie höhere EU-Eigenmittel-Ab-
führungen (exklusive Zölle) als im Vorjahresmonat.

Die Länder verbuchten im Mai 2022 ebenfalls einen 
deutlichen Anstieg ihrer Steuereinnahmen nach 
Verrechnung von Bundesergänzungszuweisungen 
um 9,3  Prozent gegenüber dem Vorjahresmonat. 
Dabei stiegen auch die Einnahmen der Länder aus 
den Gemeinschaftsteuern insgesamt im Vorjahres-
vergleich merklich (+9,9  Prozent), aber  – ähnlich 
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2022

Mai

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr 
Januar bis 

Mai

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr 
Schätzungen 

für 20224

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr

in Mio. Euro in Prozent in Mio. Euro in Prozent in Mio. Euro in Prozent

Gemeinschaftsteuern

Lohnsteuer² 19.193 +37,9 95.620 +14,9 236.100 +8,1

Veranlagte Einkommensteuer 487 X 21.957 +22,5 70.100  -3,1

Nicht veranlagte Steuern vom Ertrag 2.248  -1,4 8.976 +14,3 32.250 +17,7

Abgeltungsteuer auf Zins- und 
Veräußerungserträge (einschließlich 
ehemaligem Zinsabschlag)

507  -27,0 3.983  -16,5 8.600  -14,3

Körperschaftsteuer 153 X 12.553 +9,8 41.750  -0,9

Steuern vom Umsatz 21.235  -6,6 115.593 +20,6 283.250 +12,9

Gewerbesteuerumlage 287 +33,3 2.131 +45,5 5.333 +7,7

Erhöhte Gewerbesteuerumlage 0 X 0 X 0 X

Gemeinschaftsteuern insgesamt 44.109 +11,4 260.813 +17,2 677.383 +8,2

Bundessteuern

Energiesteuer 3.034  -2,5 10.264 +6,2 37.500 +1,0

Tabaksteuer 1.254 +0,3 4.828  -8,9 15.220 +3,3

Alkoholsteuer 186  -25,3 864 +11,0 2.130 +2,0

Versicherungsteuer 1.116 +4,4 9.233 +4,2 15.650 +4,5

Stromsteuer 539  -0,3 2.915 +3,7 6.850 +2,4

Kraftfahrzeugsteuer 796 +3,5 4.192 +0,9 9.560 +0,1

Luftverkehrsteuer 101 +648,0 320 +196,0 1.115 +97,1

Solidaritätszuschlag 652 +31,9 4.124  -0,8 11.150 +1,1

Übrige Bundessteuern 116 +3,5 613 +7,2 1.451 +2,3

Bundessteuern insgesamt 7.795 +2,4 37.353 +2,6 100.626 +2,5

Ländersteuern

Erbschaftsteuer 758 +0,4 4.332 +19,2 10.400 +5,9

Grunderwerbsteuer 1.519 +9,9 7.948 +5,9 18.800 +2,5

Rennwett- und Lotteriesteuer 222 +38,2 1.153 +25,3 2.655 +13,8

Biersteuer 51 +6,7 222 +3,6 600 +2,7

Übrige Ländersteuern 34  -6,8 332 +8,3 580 +8,1

Ländersteuern insgesamt 2.583 +8,5 13.988 +11,2 33.035 +4,5

Entwicklung der Steuereinnahmen (ohne reine Gemeindesteuern) im laufenden Jahr¹ 
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wie beim Bund – etwas weniger stark als das Steu-
eraufkommen der Gemeinschaftsteuern insge-
samt. Spiegelbildlich zu den höheren Zahlungen 
des Bundes stiegen darüber hinaus die Einnahmen 
der Länder aus Bundesergänzungszuweisungen 
(+12,6  Prozent) sowie aus Regionalisierungsmit-
teln (ÖPNV) (+1,8  Prozent) im Vorjahresvergleich. 
Zudem war bei den Ländersteuern ein deutliches 
Plus von 8,5  Prozent zu verzeichnen. Die Einnah-
men der Gemeinden aus dem Gemeindeanteil an 
den Gemeinschaftsteuern stiegen im Berichtszeit-
raum um 25,5 Prozent gegenüber dem Vorjahr.

Gemeinschaftsteuern

Lohnsteuer

Das Bruttoaufkommen der Lohnsteuer lag im 
Mai 2022 um 10,4 Prozent über dem Aufkommen 
im Vorjahresmonat. Hierin spiegelte sich vor allem 
die anhaltend positive Entwicklung am Arbeits-
markt wider (s. a. Beitrag zur „Konjunkturentwick-
lung aus finanzpolitischer Sicht“ in dieser Ausgabe). 
Das aus dem Lohnsteueraufkommen ausgezahlte 
Kindergeld lag deutlich um 39,9 Prozent unter den 
Kindergeldzahlungen im Mai 2021. Ursache ist die 
Auszahlung von 150  Euro Kinderbonus aus dem 
Aufkommen im Mai 2021. Im Ergebnis erhöhte sich 
das kassenmäßige Lohnsteueraufkommen im Ver-
gleich zum Mai 2021 um 37,9 Prozent. In den Mo-
naten Januar bis Mai  2022 lag das kassenmäßige 
Lohnsteueraufkommen kumuliert um 14,9  Pro-
zent über dem Niveau des Vorjahreszeitraums.

2022

Mai

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr 
Januar bis 

Mai

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr 
Schätzungen 

für 20224

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr

in Mio. Euro in Prozent in Mio. Euro in Prozent in Mio. Euro in Prozent

EU-Eigenmittel

Zölle 506 +23,5 2.523 +28,5 5.900 +15,2

Mehrwertsteuer-Eigenmittel 395 +18,7 1.974  -7,9 4.740 +7,3

BNE-Eigenmittel 2.387 +1,4 11.937  -21,4 29.600 +3,2

EU-Eigenmittel insgesamt 3.288 +6,2 16.435  -14,8 41.630 +8,9

Bund³ 22.517 +9,1 130.202 +21,4 345.246 +10,1

Länder³ 25.551 +9,3 146.620 +14,8 375.053 +5,6

EU 3.288 +6,2 16.435  -14,8 41.630 +8,9

Gemeindeanteil an der Einkommen- und 
Umsatzsteuer

3.637 +25,5 21.422 +11,6 55.016 +1,9

Steueraufkommen insgesamt (ohne 
Gemeindesteuern)

54.992 +10,0 314.677 +15,1 816.944 +7,4

1 Methodik: Kassenmäßige Verbuchung der Einzelsteuer insgesamt und Aufteilung auf die Ebenen entsprechend den gesetzlich 
festgelegten Anteilen. Aus kassentechnischen Gründen können die tatsächlich von den einzelnen Gebietskörperschaften im 
laufenden Monat vereinnahmten Steuerbeträge von den Sollgrößen abweichen.

2 Nach Abzug der Kindergelderstattung durch das Bundeszentralamt für Steuern.
3 Nach Ergänzungszuweisungen; Abweichung zu Tabelle „Einnahmen des Bundes“ ist methodisch bedingt (vergleiche Fußnote 1).
4 Ergebnis Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ vom Mai 2022.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

noch: Entwicklung der Steuereinnahmen (ohne reine Gemeindesteuern) im laufenden Jahr¹
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Körperschaftsteuer

Im Mai 2022 wurden rund 159 Mio. Euro Körper-
schaftsteueraufkommen brutto vereinnahmt. Im 
Mai des Vorjahres wurden hier rund 22 Mio. Euro 
erstattet. In Monaten wie dem Mai, in denen das 
Aufkommen von der Veranlagungstätigkeit der Fi-
nanzverwaltung bestimmt wird, sind regelmäßig 
deutliche Schwankungen im Steueraufkommen 
gegenüber dem Vorjahresmonat zu beobachten, 
ohne dass daraus notwendigerweise Schlussfolge-
rungen für die weitere Entwicklung gezogen wer-
den können. Aus dem Bruttoaufkommen wurden 
in Summe geringe Beträge der Forschungs- und 
Investitionszulage mit einem Volumen von insge-
samt rund 6,2 Mio. Euro gezahlt, sodass der Einfluss 
auf das kassenmäßige Körperschaftsteueraufkom-
men marginal war. Im Mai  2022 lag das kassen-
mäßige Körperschaftsteueraufkommen somit bei 
rund 152  Mio.  Euro. In den Monaten Januar bis 
Mai 2022 lag das kassenmäßige Körperschaftsteu-
eraufkommen kumuliert um 9,8 Prozent über dem 
Niveau des Vorjahreszeitraums.

Veranlagte Einkommensteuer

Bei der veranlagten Einkommensteuer war das 
Aufkommen im Mai ebenfalls von der Veranla-
gungstätigkeit bestimmt; auch hier können merkli-
che Schwankungen zum Vorjahr vorkommen. Das 
Aufkommen aus veranlagter Einkommensteuer 
brutto lag im Mai 2022 um 51,4 Prozent höher als 
im Mai  2021. Die Arbeitnehmererstattungen stie-
gen um 0,9  Prozent gegenüber Mai  2021. Weitere 
Abzüge ergaben sich in geringem Ausmaß durch 
Investitions-, Forschungs- und Eigenheimzulagen. 
Im Ergebnis lag das kassenmäßige Aufkommen aus 
der veranlagten Einkommensteuer im Mai 2022 bei 
487  Mio.  Euro, wohingegen im Mai des Vorjahres 
noch rund 218 Mio. Euro erstattet worden waren. 
In den Monaten Januar bis Mai 2022 lag das kassen-
mäßige Aufkommen aus veranlagter Einkommen-
steuer kumuliert um 22,5 Prozent über dem Niveau 
des Vorjahreszeitraums.

Nicht veranlagte Steuern vom 
Ertrag

Im Mai  2022 lag das Bruttoaufkommen der nicht 
veranlagten Steuern vom Ertrag um 0,9  Prozent 
unter demjenigen im Vorjahresmonat. Aus dem 
Bruttoaufkommen wurden rund 60 Mio. Euro Er-
stattungen durch das Bundeszentralamt für Steu-
ern geleistet (+23,0  Prozent gegenüber Mai  2021). 
Insgesamt ergab sich damit ein Rückgang des Kas-
senaufkommens der nicht veranlagten Steuern 
vom Ertrag um 1,4  Prozent gegenüber Mai  2021. 
In den Monaten Januar bis Mai  2022 lag das kas-
senmäßige Aufkommen aus den nicht veranlag-
ten Steuern vom Ertrag kumuliert um 14,3 Prozent 
über dem Niveau des Vorjahreszeitraums.

Abgeltungsteuer auf Zins- und 
Veräußerungserträge

Das Aufkommen aus der Abgeltungsteuer auf 
Zins- und Veräußerungserträge lag im Mai  2022 
um 27,0  Prozent unter dem Niveau des Vorjah-
resmonats. In den Monaten Januar bis Mai  2022 
lag das kassenmäßige Aufkommen aus der Abgel-
tungsteuer auf Zins- und Veräußerungserträge ku-
muliert um 16,5  Prozent unter dem Niveau des 
Vorjahreszeitraums.

Steuern vom Umsatz

Das Aufkommen der Steuern vom Umsatz lag im 
Mai 2022 um 6,6 Prozent unter dem Niveau des Vor-
jahresmonats. Der Rückgang war auf einen deutli-
chen Rückgang der Einnahmen bei der Einfuhr-
umsatzsteuer zurückzuführen (39,7  Prozent), die 
Einnahmen aus der (Binnen-)Umsatzsteuer stiegen 
dagegen um 5,6  Prozent gegenüber Mai  2021. Die 
beträchtliche Aufkommensminderung bei der Ein-
fuhrumsatzsteuer im aktuellen Berichtsmonat ist 
darauf zurückzuführen, dass der seit dem Jahr 2021 
geltende Fälligkeitstermin für die Abführung der 
Einnahmen an den Fiskus (26.  eines Monats) auf-
grund der notwendigen Bearbeitungszeiten in 
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manchen Monaten eine teilweise Buchung der Ein-
nahmen erst im Folgemonat verursacht. Bereinigt 
um diesen Effekt lagen die Einnahmen aus der Ein-
fuhrumsatzsteuer gegenüber dem Vorjahr höher, 
was auch auf den deutlich gestiegenen Wert an Wa-
renimporten verglichen mit dem Vorjahreszeit-
raum, insbesondere aufgrund der sehr starken An-
stiege der Importpreise, zurückzuführen ist.

In den Monaten Januar bis Mai 2022 stieg das kas-
senmäßige Aufkommen der Steuern vom Umsatz 
kumuliert um 20,6 Prozent gegenüber dem Niveau 
des Vorjahreszeitraums. Die Kasseneinnahmen 
entstammten überwiegend Umsätzen aus den Mo-
naten November 2021 bis März 2022. Das Niveau an 
wirtschaftlicher Aktivität war in diesem Zeitraum 
höher als im durch die Pandemie und die dama-
ligen Eindämmungsmaßnahmen geprägten Ver-
gleichszeitraum  2020/21, woraus sich ein Teil des 
Zuwachses der Einnahmen in diesem Jahr erklä-
ren lässt. Darüber hinaus haben die im Zusammen-
hang mit der Corona-Pandemie ergriffenen steu-
erlichen Maßnahmen die Vergleichsbasis deutlich 
geschwächt.

Bundessteuern

Das Aufkommen aus den Bundessteuern insgesamt 
lag im Mai 2022 um 2,4 Prozent über dem entspre-
chenden Steueraufkommen im Vorjahresmonat. 
Das Aufkommen aus dem Solidaritätszuschlag 
stieg im Berichtsmonat aufgrund des Anstiegs 

seiner Bemessungsgrundlagen um 31,9 Prozent ge-
genüber Mai 2021. Zuwächse zeigten weiterhin die 
Versicherungsteuer (+4,4  Prozent), die Kraftfahr-
zeugsteuer (+3,5  Prozent) sowie die Luftverkehr-
steuer (+648,0  Prozent). Der sehr starke Zuwachs 
bei der Luftverkehrsteuer ist mit der sehr niedrigen 
Vorjahresbasis zu erklären – angesichts der kräfti-
gen Zuwächse in den vergangenen Monaten ist die 
Lücke zum Aufkommen im Vergleichsmonat vor 
Beginn der Pandemie nun aber fast geschlossen. 
Rückgänge im Vergleich zum Vorjahresmonat er-
gaben sich bei der Energiesteuer (-2,5 Prozent), der 
Stromsteuer (-0,3  Prozent) und der Alkoholsteuer 
(-25,3 Prozent). Die Veränderungen bei den übrigen 
Steuerarten hatten betragsmäßig nur geringen Ein-
fluss auf das Gesamtergebnis der Bundessteuern.

Ländersteuern

Das Aufkommen der Ländersteuern lag im 
Mai  2022 um 8,5  Prozent über dem Ergebnis aus 
dem Mai  2021. Die Einnahmen aus der Grunder-
werbsteuer lagen um 9,9  Prozent, die Einnahmen 
aus der Erbschaftsteuer um 0,4  Prozent und das 
Aufkommen aus der Biersteuer um 6,7  Prozent 
über Vorjahresmonatsniveau. Der Zuwachs bei der 
Rennwett- und Lotteriesteuer (+38,2 Prozent) ergab 
sich vor allem aus Einnahmen aus den neuen Steu-
erarten Online-Pokersteuer und Virtuelle Automa-
tensteuer, die seit dem 1. Juli 2021 erhoben werden. 
Bei der Feuerschutzsteuer ergab sich ein Rückgang 
um 6,4 Prozent gegenüber Mai 2021.
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Entwicklung des Bundeshaushalts bis 
einschließlich Mai 2022

Bis der Haushalt  2022 im Bundesgesetzblatt ver-
kündet ist, arbeitet die Bundesregierung im Rah-
men der sogenannten vorläufigen Haushaltsfüh-
rung, die im Wesentlichen auf Art. 111 Grundgesetz 
basiert (siehe hierzu Monatsbericht des BMF vom 
Januar  2022 „Vorläufige Haushaltsführung  2022“). 
Da somit das Soll des Bundeshaushalts 2022 noch 
nicht feststeht, können in den folgenden Tabellen 
keine Sollwerte dargestellt werden.

Einnahmen

Die Einnahmen des Bundeshaushalts beliefen sich 
in den Monaten Januar bis Mai dieses Jahres auf 
rund 138,8  Mrd.  Euro. Damit lagen die Einnah-
men um 22,5  Prozent (rund +25,5  Mrd.  Euro) hö-
her als im gleichen Zeitraum des Vorjahres. Die 
Steuereinnahmen (inklusive der davon abzu-
setzenden EU-Eigenmittelabflüsse) stiegen um 
23,7  Prozent (rund +24,8  Mrd.  Euro) gegenüber 
der Vorjahresperiode. Die Einnahmen aus Steuern 
vom Umsatz stiegen dabei um 25,1 Prozent (rund 
+11,2 Mrd. Euro). Die Einnahmen aus Einkommen- 
und Körperschaftsteuer wuchsen um 18,6 Prozent 
(rund +9,4  Mrd.  Euro) an. Zur Zunahme der Steu-
ereinnahmen trugen auch geringere Zahlungen 
an die Europäische Union (EU) – BNE-Eigenmittel 
der EU und Mehrwertsteuer-Eigenmittel der EU – 
bei, die um rund 3,4 Mrd. Euro niedriger waren als 
im entsprechenden Vorjahreszeitraum.

Die Sonstigen Einnahmen lagen im Berichtszeit-
raum um 7,9  Prozent (rund 0,7  Mrd.  Euro) über 
dem entsprechenden Vorjahresergebnis.

Ausgaben

Die Ausgaben des Bundeshaushalts betru-
gen in den Monaten Januar bis Mai  2022 rund 

191,2  Mrd.  Euro und lagen damit um 5,0  Prozent 
(rund -10,1 Mrd. Euro) unter dem entsprechenden 
Vorjahresniveau. Nach ökonomischen Arten geglie-
dert lagen die konsumtiven Ausgaben fast auf glei-
chem Niveau wie im Vorjahreszeitraum (-0,5 Pro-
zent beziehungsweise rund -0,8  Mrd.  Euro). Dabei 
gab es gegenläufige Effekte: Ausgabenerhöhend 
wirkte, dass die laufenden Zuschüsse an Sozialver-
sicherungen das Vorjahresniveau um 8,4 Mrd. Euro 
überschritten. Darin enthalten waren einerseits 
höhere Leistungen des Bundes an den Gesund-
heitsfonds und den Ausgleichsfonds der Pflege-
versicherung für durch die SARS-CoV-2-Pande-
mie verursachte Belastungen von insgesamt rund 
9,6 Mrd. Euro und andererseits der Wegfall der Zu-
weisungen für das Zukunftsprogramm Kranken-
häuser (3,0 Mrd. Euro). Darüber hinaus wurden von 
Januar bis Mai  2022 rund 1,9  Mrd.  Euro mehr an 
Zuschüssen zur Beschaffung von Impfstoffen ge-
gen SARS-CoV-2 verausgabt als vor einem Jahr. Au-
ßerdem lagen die Zinsausgaben um 80,1  Prozent 
(rund 2,6 Mrd. Euro) über dem Niveau des Vorjah-
reszeitraums, was insbesondere durch höhere Zu-
weisungen an das Sondervermögen „Vorsorge für 
Schlusszahlungen für inflationsindexierte Bundes-
wertpapiere“ zu erklären war.

Der laufende Sachaufwand stieg gegenüber der 
Vorjahresperiode um 14,8  Prozent beziehungs-
weise rund 1,8  Mrd.  Euro an, was vor allem auf 
die Kosten im Zusammenhang mit der Anlegung 
und Auflösung von Gasreserven zurückzufüh-
ren war. Für diesen Zweck wurden bis Mai  2022 
rund 1,2  Mrd.  Euro verausgabt. Eine Verringe-
rung der Ausgaben im Vergleich zum Vorjahr be-
ruhte vor allem auf geringeren Zuschüssen an Un-
ternehmen (-40,4  Prozent beziehungsweise rund 
-12,3 Mrd. Euro). Für Corona-Unternehmenshilfen 
wurden von Januar bis Mai 2022 rund 6,5 Mrd. Euro 
aufgewendet. Im entsprechenden Vorjahreszeit-
raum waren es rund 18,8  Mrd.  Euro. Außerdem 
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Entwicklung des Bundeshaushalts

Ist 2021
Ist-Entwicklung  

Mai 2022¹

Ausgaben (Mrd. Euro)² 556,6 191,2

Unterjährige Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent -5,0

Einnahmen (Mrd. Euro)³ 341,0 138,8

Unterjährige Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent 22,5

Steuereinnahmen (Mrd. Euro) 313,5 129,3

Unterjährige Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent 23,7

Saldo der durchlaufenden Mittel (Mrd. Euro) 0,0 0,0

Finanzierungssaldo (Mrd. Euro) -215,6 -52,4

Deckung/Verwendung: 215,6 52,4

Kassenmittel (Mrd. Euro) - 130,9

Münzeinnahmen (Mrd. Euro) 0,2 0,1

Saldo der Rücklagenbewegungen4 0,0 0,0

Nettokreditaufnahme/unterjähriger Kapitalmarktsaldo5 (Mrd. Euro) 215,4 -78,6

Abweichungen durch Rundung der Zahlen möglich.
1 Buchungsergebnisse.
2 Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rücklagen und der Ausgaben zur Deckung 

eines kassenmäßigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
3 Mit Ausnahme der Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt, der Entnahme aus Rücklagen und der Einnahmen aus kassenmäßigen 

Überschüssen sowie der Münzeinnahmen. Ohne Einnahmen aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
4 Negative Werte stellen Rücklagenbildung dar.
5 (-) Tilgung; (+) Kreditaufnahme.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

waren die Zuweisungen an Verwaltungen um 
13,6 Prozent (rund -2,9 Mrd. Euro) geringer als im 
Zeitraum Januar bis Mai 2021, was vor allem auf die 
im Vorjahr bereits im März erfolgte Zuweisung an 
den Energie- und Klimafonds in Höhe von rund 
2,5 Mrd. Euro zurückzuführen war.

Die investiven Ausgaben beliefen sich im betrach-
teten Zeitraum auf rund 13,2 Mrd. Euro. Damit la-
gen sie um 41,3 Prozent (rund -9,3 Mrd. Euro) unter 
dem Niveau des Vorjahreszeitraums, insbesondere, 
da die unterjährigen Liquiditätshilfen an die Bun-
desagentur für Arbeit von Januar bis Mai 2022 rund 
9,1 Mrd. Euro geringer ausfielen als im Vorjahres-
zeitraum. Am Ende des Haushaltsjahres 2021 wur-
den die unterjährig gewährten Hilfen, die bis zum 
Schluss des Haushaltsjahres nicht zurückgezahlt 
werden konnten, in einen Zuschuss an die Bundes-
agentur umgewandelt. Die Sachinvestitionen lagen 
in etwa auf dem Niveau des Vorjahres.

Finanzierungssaldo

Im Zeitraum Januar bis Mai  2022 wies der Bun-
deshaushalt ein Finanzierungsdefizit von rund 
52,4 Mrd. Euro auf.

Die Einnahmen und Ausgaben unterliegen im 
Laufe des Haushaltsjahres starken Schwankungen 
und beeinflussen somit die eingesetzten Kassen-
mittel in den einzelnen Monaten in unterschiedli-
chem Maße. Auch der Kapitalmarktsaldo zeigt im 
Jahresverlauf in der Regel starke Schwankungen. 
Die unterjährige Entwicklung des Finanzierungs-
saldos und des jeweiligen Kapitalmarktsaldos sind 
daher keine Indikatoren, aus denen sich die erfor-
derliche Nettokreditaufnahme und der Finanzie-
rungssaldo am Jahresende errechnen lassen. Dies 
gilt in besonderem Maße zu Beginn eines Jah-
res. Dabei ist zusätzlich die derzeit noch vorläufige 
Haushaltsführung zu beachten.
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Entwicklung der Bundesausgaben nach Aufgabenbereichen

Ist 2021

Ist-Entwicklung Unterjährige 
Veränderung 
ggü. Vorjahr

Mai 
2021

Mai 
2022

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent in Mio. Euro in Prozent

Allgemeine Dienste 100.399 18,0 35.485 36.920 +4,0

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 13.224 2,4 3.207 3.057 -4,7

Verteidigung 46.550 8,4 17.188 17.881 +4,0

Politische Führung, zentrale Verwaltung 20.576 3,7 8.469 8.897 +5,1

Finanzverwaltung 5.981 1,1 2.229 2.432 +9,1

Bildung, Wissenschaft, Forschung, Kulturelle Angelegenheiten 28.985 5,2 8.162 7.859 -3,7

Förderung für Schülerinnen und Schüler, Studierende, 
Weiterbildungsteilnehmende

4.912 0,9 1.703 1.584 -7,0

Wissenschaft, Forschung, Entwicklung außerhalb der Hochschulen 16.259 2,9 4.080 3.937 -3,5

Soziale Sicherung, Familie und Jugend, Arbeitsmarktpolitik 281.133 50,5 131.126 117.139 -10,7

Sozialversicherungen einschließlich Arbeitslosenversicherung 147.057 26,4 75.438 64.069 -15,1

darunter:

Allgemeine Rentenversicherung 97.343 17,5 47.300 48.092 +1,7

Krankenversicherung 18.887 3,4 9.446 6.506 -31,1

Arbeitslosenversicherung 16.935 3,0 12.080 3.028 -74,9

Arbeitsmarktpolitik 42.109 7,6 17.983 16.294 -9,4

darunter:

Arbeitslosengeld II nach SGB II 21.748 3,9 9.755 8.507 -12,8

Leistungen des Bundes für Unterkunft und Heizung nach dem SGB II 10.090 1,8 4.443 3.915 -11,9

Familienhilfe, Wohlfahrtspflege u. ä. 11.038 2,0 4.567 4.722 +3,4

Soziale Leistungen für Folgen von Krieg und politischen Ereignissen 2.159 0,4 986 924 -6,3

Sonstige soziale Angelegenheiten 67.506 12,1 27.462 25.987 -5,4

Gesundheit, Umwelt, Sport, Erholung 16.959 3,0 7.985 9.358 +17,2

Wohnungswesen, Städtebau, Raumordnung und kommunale Gemeinschafts-
dienste

2.270 0,4 608 576 -5,2

Wohnungswesen, Wohnungsbauprämie 1.320 0,2 467 464 -0,8

Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 1.953 0,4 443 318 -28,3

Energie- und Wasserwirtschaft, Gewerbe, Dienstleistungen 5.705 1,0 2.132 3.373 +58,2

Regionale Förderungsmaßnahmen 1.796 0,3 290 435 +49,9

Bergbau, Verarbeitendes Gewerbe und Baugewerbe 801 0,1 458 398 -13,1

Verkehrs- und Nachrichtenwesen 29.781 5,4 7.015 7.068 +0,8

Straßen 8.451 1,5 1.891 2.064 +9,1

Eisenbahnen und öffentlicher Personennahverkehr 14.139 2,5 2.310 2.566 +11,1

Allgemeine Finanzwirtschaft 89.432 16,1 8.349 8.580 +2,8

Grund- und Kapitalvermögen, Sondervermögen und Finanzzuweisungen 84.467 15,2 4.468 2.021 -54,8

Zinsausgaben und Ausgaben im Zusammenhang mit der Schuldenaufnahme 3.881 0,7 3.295 5.915 +79,5

Ausgaben insgesamt¹ 556.617 100,0 201.305 191.191 -5,0

1 Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rücklagen und der Ausgaben zur Deckung 
eines kassenmäßigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Die Ausgaben des Bundes nach ökonomischen Arten

Ist 2021

Ist-Entwicklung Unterjährige 
Veränderung  
ggü Vorjahr

Mai 
2021

Mai 
2022

in Mio. Euro
Anteil in 
Prozent in Mio. Euro in Prozent

Konsumtive Ausgaben 510.835 91,8 178.847 178.012  -0,5

Personalausgaben 36.498 6,6 15.675 16.324 +4,1

Aktivbezüge 27.237 4,9 11.593 12.052 +4,0

Versorgung 9.261 1,7 4.082 4.272 +4,7

Laufender Sachaufwand 38.670 6,9 12.077 13.866 +14,8

Unterhaltung des unbeweglichen Vermögens 1.083 0,2 389 376  -3,3

Militärische Beschaffungen 17.068 3,1 4.666 4.653  -0,3

Sonstiger laufender Sachaufwand 20.518 3,7 7.022 8.838 +25,9

Zinsausgaben 3.855 0,7 3.280 5.906 +80,1

Laufende Zuweisungen und Zuschüsse 427.989 76,9 147.104 141.264  -4,0

an Verwaltungen 117.438 21,1 21.008 18.141  -13,6

an andere Bereiche 310.551 55,8 126.096 123.123  -2,4

darunter:

Unternehmen 83.683 15,0 30.397 18.102  -40,4

Renten, Unterstützungen u. a. 32.557 5,8 14.326 13.273  -7,4

Sozialversicherungen 172.478 31,0 74.409 82.760 +11,2

Sonstige Vermögensübertragungen 3.824 0,7 712 652  -8,4

Investive Ausgaben 45.782 8,2 22.458 13.179  -41,3

Finanzierungshilfen 39.321 7,1 20.718 11.435  -44,8

Zuweisungen und Zuschüsse 33.788 6,1 7.135 7.362 +3,2

Darlehensgewährungen, Gewährleistungen 2.363 0,4 13.260 4.073  -69,3

Erwerb von Beteiligungen, Kapitaleinlagen 3.170 0,6 323 0  -100,0

Sachinvestitionen 6.461 1,2 1.740 1.744 +0,2

Baumaßnahmen 3.920 0,7 1.008 993  -1,5

Erwerb von beweglichen Sachen 2.453 0,4 712 738 +3,7

Grunderwerb 88 0,0 21 13  -38,1

Globalansätze 0 0,0 0 0

Ausgaben insgesamt¹ 556.617 100,0 201.305 191.191  -5,0

1 Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rücklagen und der Ausgaben zur Deckung 
eines kassenmäßigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Einnahmen des Bundes

Ist 2021

Ist-Entwicklung Unterjährige 
Veränderung  
ggü. Vorjahr 

Mai 
2021

Mai 
2022

in Mio. Euro
Anteil in 
Prozent in Mio. Euro in Prozent

Steuern 313 545 91,9 104 506 129 297 +23,7

Bundesanteile an Gemeinschaftsteuern: 277 795 81,5 96 079 116 973 +21,7

Einkommen- und Körperschaftsteuer 
(einschließlich Abgeltungsteuer auf Zins- und 
Veräußerungserträge)

162 587 47,7 50 774 60 207 +18,6

davon:

Lohnsteuer 92 671 27,2 31 583 38 445 +21,7

Veranlagte Einkommensteuer 30 746 9,0 7 618 9 330 +22,5

Nicht veranlagte Steuer vom Ertrag 13 695 4,0 3 758 4 403 +17,2

Abgeltungsteuer auf Zins- und Veräußerungserträge 4 413 1,3 2 099 1 753  -16,5

Körperschaftsteuer 21 062 6,2 5 716 6 277 +9,8

Steuern vom Umsatz 113 126 33,2 44 668 55 883 +25,1

Gewerbesteuerumlage 2 082 0,6  638  883 +38,4

Energiesteuer 37 120 10,9 9 663 10 264 +6,2

Tabaksteuer 14 733 4,3 5 302 4 828  -8,9

Solidaritätszuschlag 11 028 3,2 4 158 4 124  -0,8

Versicherungsteuer 14 980 4,4 8 860 9 233 +4,2

Stromsteuer 6 691 2,0 2 811 2 915 +3,7

Kraftfahrzeugsteuer 9 546 2,8 4 155 4 192 +0,9

Alkoholsteuer inklusive Alkopopsteuer 2 084 0,6  778  864 +11,1

Kaffeesteuer 1 058 0,3  440  457 +3,9

Luftverkehrsteuer  566 0,2  108  320 +196,3

Schaumweinsteuer und Zwischenerzeugnisteuer  363 0,1  130  155 +19,2

Sonstige Bundessteuern  2 0,0  1  1 +0,0

Abzugsbeträge

Konsolidierungshilfen an die Länder  800 X  0  0 X

Ergänzungszuweisungen an Länder 10 071 X 2 302 2 415 +4,9

BNE-Eigenmittel der EU 28 683 X 15 178 11 937  -21,4

Mehrwertsteuer-Eigenmittel der EU 4 416 X 2 143 1 974  -7,9

Zuweisungen an Länder für ÖPNV 9 458 X 3 862 4 206 +8,9

Zuweisung an die Länder für Kfz-Steuer und Lkw-Maut 8 992 X 4 496 4 496 +0,0

Sonstige Einnahmen 27 472 8,1 8 795 9 487 +7,9

Einnahmen aus wirtschaftlicher Tätigkeit 5 342 1,6 1 511 1 644 +8,8

Zinseinnahmen  346 0,1  120  199 +65,8

Darlehensrückflüsse, Beteiligungen, Privatisierungserlöse 1 304 0,4  364  372 +2,2

Einnahmen insgesamt¹ 341 017 100,0 113 301 138 784 +22,5

1 Mit Ausnahme der Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt, der Entnahme aus Rücklagen und der Einnahmen aus kassenmäßigen 
Überschüssen sowie der Münzeinnahmen. Ohne Einnahmen aus haushaltstechnischen Verrechnungen.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Kernhaushalte der Länder bis 
einschließlich April 2022

Der Finanzierungssaldo der Ländergesamtheit fiel 
am Ende des Berichtszeitraums deutlich besser aus 
als im entsprechenden Vorjahreszeitraum. Er be-
trug Ende April rund 11,0  Mrd.  Euro und verbes-
serte sich im Vergleich zum Vorjahreswert um rund 
17,6 Mrd. Euro.

Die Ausgaben der Länder stiegen im Vergleich zum 
Vorjahr um 2,8  Prozent. Die Einnahmen wuchsen 
um 15,1  Prozent. Dieser Anstieg war vor allem auf 

die sich fortsetzende gute Entwicklung der Steu-
ereinnahmen zurückzuführen. Sie stiegen gegen-
über dem Vergleichsmonat des Vorjahres  2021 um 
23,5 Prozent.

Die Einnahmen und Ausgaben der Länder bis ein-
schließlich April  2022 sind im statistischen An-
hang der Online-Version des Monatsberichts 
(www.bmf-monatsbericht.de) aufgeführt.

Entwicklung der Länderhaushalte bis April 2022 –  Länder insgesamt
Veränderungsraten im Vergleich zum Vorjahr in Prozent

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Länderhaushalte bis April 2022 – Flächenländer 
Veränderungsraten im Vergleich zum Vorjahr in Prozent

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Länderhaushalte bis April 2022 –  Stadtstaaten
Veränderungsraten im Vergleich zum Vorjahr in Prozent

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Kreditaufnahme des Bundes und seiner 
Sondervermögen

Die Kreditaufnahme des Bundes dient der Finan-
zierung des Bundeshaushalts und der Sonderver-
mögen des Bundes. Sondervermögen werden un-
terschieden in solche Sondervermögen, die über 
den Bundeshaushalt oder andere Einnahmen mitfi-
nanziert werden, und Sondervermögen mit eigener 
Kreditermächtigung: Finanzmarktstabilisierungs-
fonds (FMS), Wirtschaftsstabilisierungsfonds (WSF), 
Investitions- und Tilgungsfonds (ITF) sowie Re-
strukturierungsfonds (RSF). Der RSF wird nachfol-
gend nicht mit aufgeführt, da zu den betrachteten 
Stichtagen keine Kreditaufnahme vorgelegen hat. 
Die Kreditaufnahme für die Sondervermögen FMS 
und WSF dient dabei zum einen der Finanzierung 
von Aufwendungen für Stabilisierungsmaßnah-
men gemäß §  9 Abs.  1 Stabilisierungsfondsgesetz 
(StFG) oder der Rekapitalisierung von Unterneh-
men gemäß §  22  StFG. Zum anderen nimmt der 
Bund für FMS und WSF auch Kredite auf, die ge-
mäß § 9 Abs. 5 und § 23 StFG dann als konditions-
gleiche Darlehen an Anstalten des öffentlichen 
Rechts durchgeleitet werden. Die Aufnahme dieser 
Kredite über den Bund dient der Kostenersparnis.

Die nachfolgenden Erläuterungen beziehen sich

 ● erst auf die gesamte Kreditaufnahme des 
Bundes,

 ● dann auf die Kreditaufnahme beziehungs-
weise Verschuldung des Bundeshaushalts und 
der mitfinanzierten Sondervermögen sowie 
von FMS, WSF und ITF ohne Finanzierung von 
Darlehen für Anstalten des öffentlichen Rechts 
und

 ● anschließend auf die Kreditaufnahme für FMS 
und WSF zur Finanzierung von an Anstalten 
des öffentlichen Rechts durchzuleitende Dar-
lehen (im Folgenden „Darlehensfinanzierung“).

Entwicklung der 
Kreditaufnahme des Bundes

Der Bund hatte am 31.  Dezember 2021 Kredite in 
Höhe von 1.438,4  Mrd.  Euro aufgenommen. Die-
ser Bestand erhöhte sich zum 31.  Mai  2022 auf 
1.486,4 Mrd. Euro. Der Anstieg der Kreditaufnahme 
um 48,0 Mrd. Euro ging auf den Finanzierungsbe-
darf des Bundes für den Haushalt und die Sonder-
vermögen einschließlich Darlehensfinanzierung 
zurück. Wie bereits in den Jahren  2020 und  2021 
wird auch die Kreditaufnahme im Jahr  2022 im 
Vergleich zu früheren Jahren erhöht sein. Dies liegt 
u.  a. daran, dass ein großer Teil des zusätzlichen 
pandemiebedingten Kreditbedarfs der Jahre  2020 
und 2021 über Wertpapiere mit kurzen Laufzeiten 
finanziert wurde, die nunmehr fällig werden und 
refinanziert werden müssen. Der Bund beabsich-
tigt, das hohe ausstehende Volumen dieser kurz-
laufenden Wertpapiere mittelfristig sukzessive 
abzubauen.

Der Anstieg des Bestands der Kreditaufnahme 
gegenüber dem 31.  Dezember  2021 resul-
tierte aus neuen Aufnahmen im Volumen von 
202,2  Mrd.  Euro, denen wiederum Fälligkeiten im 
Volumen von 154,2  Mrd.  Euro gegenüberstanden. 
Bis zum 31. Mai 2022 wurden für die Verzinsung al-
ler auch in früheren Jahren aufgenommenen beste-
henden Kredite saldiert 6,3 Mrd. Euro aufgewendet.

Im Mai  2022 wurden 38,3  Mrd.  Euro an Bundes-
wertpapieren emittiert. Der Schwerpunkt lag mit 
36,0  Mrd.  Euro bei den konventionellen Bundes-
wertpapieren. Sie verteilten sich auf 1,5 Mrd. Euro 
30-jährige Bundesanleihen, 7,5  Mrd.  Euro 10-jäh-
rige Bundesanleihen1, 3,0  Mrd.  Euro Bundesobli-

1 In diesem Bericht werden die im Jahr 2020 eingeführten 
7- und 15-jährigen Bundesanleihen zu den 10-jährigen 
Bundesanleihen gezählt. Seit dem Jahr 2022 werden keine 
7-jährigen Anleihen mehr begeben.
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gationen, 6,0 Mrd. Euro Bundesschatzanweisungen 
und 18,0  Mrd.  Euro Unverzinsliche Schatzanwei-
sungen des Bundes. In inflationsindexierten Bun-
deswertpapieren wurden 0,8  Mrd.  Euro begeben. 
Im Mai 2022 wurden 1,5 Mrd. Euro Grüne Bundes-
wertpapiere begeben.

Die Eigenbestände des Bundes an Bundeswert-
papieren verringerten sich im Mai  2022 um 
2,5  Mrd.  Euro auf 144,5  Mrd.  Euro. Die Verände-
rung resultierte im Wesentlichen aus Sekundär-
marktverkäufen in Höhe von 19,5 Mrd. Euro, denen 
Käufe in Höhe von 6,4  Mrd.  Euro und die Erhö-
hung von Eigenbeständen durch bei Emission zu-
rückbehaltene Emissionsanteile um 10,7 Mrd. Euro 
gegenüberstanden.

Am 31. Mai 2022 entfielen 93,7 Prozent der Kredit-
aufnahmen auf die Kreditaufnahme des Bundes für 
Haushalt und Sondervermögen ohne Darlehensfi-
nanzierung, 6,3  Prozent der Kreditaufnahme ent-
fielen auf die Darlehensfinanzierung.

Entwicklung der Kreditauf-
nahme des Bundes (Haushalt 
und Sonder vermögen ohne 
Darlehens finanzierung)

Im Mai 2022 wurden für den Bund (Haushalt und 
Sondervermögen ohne Darlehensfinanzierung) 
40,3 Mrd. Euro an Krediten aufgenommen. Gleich-
zeitig wurden 19,1 Mrd. Euro fällige Kredite getilgt. 
Für die Verzinsung der Kredite des Bundes (Haus-
halt und Sondervermögen ohne Darlehensfinan-
zierung) wurden im Mai 2022 saldiert 1,0 Mrd. Euro 
aufgewendet.

Am 31.  Mai  2022 betrug der Bestand der Kredit-
aufnahme des Bundes (Haushalt und Sonderver-
mögen ohne Darlehensfinanzierung) insgesamt 
1.393,0 Mrd. Euro. Damit erhöhte sich dieser gegen-
über dem 31.  Dezember  2021 um 45,0  Mrd.  Euro. 
Mit 45,1  Mrd.  Euro entfiel fast die gesamte Erhö-
hung im bisherigen Jahresverlauf auf den Bun-
deshaushalt, dessen Bestand auf 1.351,5 Mrd. Euro 

anstieg. Per 31.  Mai  2022 betrug der Bestand der 
Kreditaufnahme für den ITF gerundet unverän-
dert 16,1  Mrd.  Euro. Der Bestand der Kreditauf-
nahme des FMS für Kredite für Aufwendungen 
gemäß §  9 Abs.  1 StFG betrug zu diesem Stichtag 
gerundet ebenfalls unverändert 22,7  Mrd.  Euro. 
Der Bestand der Kreditaufnahme des WSF für Kre-
dite für Rekapitalisierungsmaßnahmen gemäß 
§ 22 StFG verringerte sich im Mai geringfügig, so-
dass sich per 31. Mai 2022 ein Bestand an Krediten 
von 2,6 Mrd. Euro ergab.

Entwicklung der 
Kreditaufnahme des Bundes 
zur Darlehensfinanzierung

Seit dem Jahr 2019 werden für den FMS Kredite zur 
Refinanzierung von an die FMS Wertmanagement 
durchzuleitende Darlehen gemäß §  9 Abs.  5 StFG 
aufgenommen. In ähnlicher Weise erfolgt seit dem 
Jahr  2020 eine Kreditaufnahme für den WSF zur 
Gewährung von Darlehen an die Kreditanstalt für 
Wiederaufbau zur Finanzierung von Krisenmaß-
nahmen gemäß §  23 StFG. Im Mai 2022 wurden 
für den FMS zu diesem Zweck 0,5 Mrd. Euro neue 
Kredite aufgenommen, es wurden keine Kredite 
fällig. Der Bestand von 55,0 Mrd. Euro am 31. De-
zember  2021 erhöhte sich bis zum 31.  Mai  2022 
um insgesamt 5,0  Mrd.  Euro auf 60,0  Mrd.  Euro. 
Zur Darlehensfinanzierung für den WSF wurden 
im Mai  2022 keine Kredite aufgenommen und 
es wurden keine Kredite getilgt. Der Bestand von 
35,4  Mrd.  Euro am 31.  Dezember 2021 verringerte 
sich bis zum 31. Mai 2022 durch Tilgungen im Ja-
nuar und März um insgesamt 2,0  Mrd. Euro und 
betrug per 31. Mai 2022 damit 33,4 Mrd. Euro. Seit 
Jahresbeginn stieg der Bestand der Kredite zur Dar-
lehensfinanzierung insgesamt auf 93,4 Mrd. Euro.

Weitere Einzelheiten für den Monat Mai 2022 kön-
nen folgenden Tabellen entnommen werden:

 ● Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes,



A
kt

ue
lle

 W
irt

sc
ha

ft
s-

 u
nd

 F
in

an
zl

ag
e

57

Aktuelle Wirtschafts- und Finanzlage
Kreditaufnahme des Bundes und seiner Sondervermögen

Monatsbericht des BMF 
Juni 2022

Kreditaufnahme des Bundes - Bestand und laufendes Jahr
in Mio. Euro

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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 ● Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes 
(Haushalt und Sondervermögen ohne Darle-
hensfinanzierung),

 ● Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes 
zur Darlehensfinanzierung,

 ● Entwicklung von Umlaufvolumen und Eigen-
bestände an Bundeswertpapieren.

Im statistischen Anhang der Online-Version des 
Monatsberichts sind zusätzlich die drei erstge-
nannten Tabellen mit Daten für den bisherigen 
Jahresverlauf, die nach Restlaufzeitklassen grup-
pierte Kreditaufnahme des Bundes sowie die mo-
natliche Historie zur Kreditaufnahme, dem Bedarf 
der Kreditaufnahme, Tilgungen und Zinsen für die 
Kreditaufnahme enthalten.

Die Abbildung „Kreditaufnahme des Bundes – Be-
stand und laufendes Jahr“ zeigt die Verteilung 

der Kreditaufnahme auf die Finanzierungsinst-
rumente, sowohl für die bisherige Aufnahme im 
Jahr 2022 als auch für den gesamten Bestand per 
31.  Mai  2022. Den größten Anteil der Kreditauf-
nahme im bisherigen Jahresverlauf machten mit 
87,5  Mrd.  Euro beziehungsweise 43,3  Prozent die 
(teils unterjährig fälligen) Unverzinslichen Schat-
zanweisungen des Bundes aus, gefolgt von den 
10-jährigen Bundesanleihen mit 36,9  Mrd.  Euro 
beziehungsweise 18,2 Prozent. Zu diesem Segment 
werden hier auch die im Jahr 2020 neu eingeführ-
ten 7- und 15-jährigen Bundesanleihen gezählt. Per 
31. Mai 2022 waren über 99 Prozent des Bestands 
der Kreditaufnahmen des Bundes in Form von In-
haberschuldverschreibungen verbrieft, bei denen 
die konkreten Gläubiger dem Bund nicht bekannt 
sind.
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Details zu den geplanten Emissionen und den 
Tilgungen von Bundeswertpapieren können in 
den Pressemitteilungen zum Emissionskalen-
der nachgelesen werden.2 Auf der Internetseite 

2 http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/2017047

der Bundesrepublik Deutschland  – Finanzagen-
tur  GmbH werden zudem nach jeder Auktion 
von Bundeswertpapieren die Auktionsergebnisse 
veröffentlicht.3

3 http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/2017046

Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes im Mai 2022 
in Mio. Euro

Stichtag/Periode

Bestand 
Aufnahme  
(Zunahme)

Tilgungen 
(Abnahme) Bestand 

Bestands-
änderung 

(Saldo) Zinsen

30. April 2022 Mai Mai 31. Mai 2022 Mai Mai

Insgesamt 1.464.641 40.840 -19.121 1.486.361 21.720 -1.017

Gliederung nach Verwendung

Bundeshaushalt 1.330.152 40.512 -19.121 1.351.543 21.391 -999

Finanzmarktstabilisierungsfonds 
(Kredite für Aufwendungen  
gemäß § 9 Abs. 1 StFG)

22.724 - - 22.724 - -

Finanzmarktstabilisierungsfonds  
(Kredite für Abwicklungsanstalten  
gemäß § 9 Abs. 5 StFG)

59.500 500 - 60.000 500 -18

Investitions- und Tilgungsfonds 16.121 - - 16.121 - -

Wirtschaftsstabilisierungsfonds  
(Kredite für Rekapitalisierungs-
maßnahmen gemäß § 22 StFG)

2.745 -172 - 2.573 -172 -

Wirtschaftsstabilisierungsfonds  
(Kredite für die Kreditanstalt für 
Wiederaufbau gemäß § 23 StFG)

33.400 - - 33.400 - -

Gliederung nach Instrumentenarten

Konventionelle Bundeswertpapiere 1.362.120 38.562 -19.121 1.381.561 19.441 -1.125

30-jährige Bundesanleihen 292.837 2.165 - 295.002 2.165 4

10-jährige Bundesanleihen 627.896 8.115 - 636.011 8.115 -1.057

Bundesobligationen 188.608 3.695 - 192.303 3.695 -108

Bundesschatzanweisungen 114.317 6.155 - 120.472 6.155 -9

Unverzinsliche Schatzanweisungen 
des Bundes

138.462 18.431 -19.121 137.773 -689 46

Inflationsindexierte Bundeswertpapiere 68.517 815 - 69.331 815 232

Grüne Bundeswertpapiere 23.961 1.464 - 25.425 1.464 -121

Schuldscheindarlehen 5.570 - - 5.570 - -3

Sonstige Kredite und Buchschulden 4.474 - - 4.474 - -

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/2017047
http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/2017046
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Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes (Haushalt und Sondervermögen ohne Darlehensfinanzierung) 
im Mai 2022 
in Mio. Euro

Stichtag/Periode

Bestand
Aufnahme 
(Zunahme) 

Tilgungen 
(Abnahme) Bestand 

Bestands-
änderung 

(Saldo) Zinsen

30. April 2022 Mai Mai 31. Mai 2022 Mai Mai

Insgesamt 1.371.741 40.340 -19.121 1.392.961 21.220 -999

Gliederung nach Verwendung

Bundeshaushalt 1.330.152 40.512 -19.121 1.351.543 21.391 -999

Finanzmarktstabilisierungsfonds  
(Kredite für Aufwendungen 
gemäß § 9 Abs. 1 StFG)

22.724 - - 22.724 - -

Investitions- und Tilgungsfonds 16.121 - - 16.121 - -

Wirtschaftsstabilisierungsfonds  
(Kredite für Rekapitalisierungs-
maßnahmen gemäß § 22 StFG)

2.745 -172 - 2.573 -172 -

Gliederung nach Instrumentenarten

Konventionelle Bundeswertpapiere 1.269.220 38.062 -19.121 1.288.161 18.941 -1.107

30-jährige Bundesanleihen 292.837 2.165 - 295.002 2.165 4

10-jährige Bundesanleihen 597.896 8.115 - 606.011 8.115 -1.057

Bundesobligationen 152.808 3.195 - 156.003 3.195 -91

Bundesschatzanweisungen 87.217 6.155 - 93.372 6.155 -9

Unverzinsliche Schatzanweisungen 
des Bundes

138.462 18.431 -19.121 137.773 -689 46

Inflationsindexierte Bundeswertpapiere 68.517 815 - 69.331 815 232

Grüne Bundeswertpapiere 23.961 1.464 - 25.425 1.464 -121

Schuldscheindarlehen 5.570 - - 5.570 - -3

Sonstige Kredite und Buchschulden 4.474 - - 4.474 - -

nachrichtlich:

Verbindlichkeiten aus der Kapitalindexierung 
inflationsindexierter Bundeswertpapiere

8.601 10.567 1.965 -

Rücklagen gemäß 
Schlusszahlungsfinanzierungsgesetz 
(SchlussFinG)

8.768 8.813 45 -

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Die Verbindlichkeiten aus der Kapitalindexierung enthalten die seit Laufzeitbeginn bis zum Stichtag entstandenen inflationsbedingten 
Erhöhungsbeträge auf die ursprünglichen Emissionsbeträge. 
Die Rücklage enthält dagegen nur jene Erhöhungsbeträge, die sich jeweils zum Kupontermin am 15. April eines jeden Jahres  
(§ 4 Abs. 1 SchlussFinG) sowie an den Aufstockungsterminen eines inflationsindexierten Wertpapiers (§ 4 Abs. 2 SchlussFinG) ergeben. 
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Stichtag/Periode

Bestand 
Aufnahme 
(Zunahme) 

Tilgungen 
(Abnahme) Bestand

Bestands-
änderung 

(Saldo) Zinsen

30. April 2022 Mai Mai 31. Mai 2022 Mai Mai

Insgesamt 92.900 500 - 93.400 500 -18

Gliederung nach Verwendung

Finanzmarktstabilisierungsfonds  
(Kredite für Abwicklungsanstalten  
gemäß § 9 Abs. 5 StFG)

59.500 500 - 60.000 500 -18

Wirtschaftsstabilisierungsfonds  
(Kredite für die Kreditanstalt für 
Wiederaufbau gemäß § 23 StFG)

33.400 - - 33.400 - -

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Das BMF ist nach § 9 Abs. 5 StFG ermächtigt, für den FMS Kredite bis zu 60 Mrd. Euro aufzunehmen, damit nach § 8 Abs. 10 StFG 
der FMS Darlehen an Abwicklungsanstalten zur Refinanzierung der von diesen übernommenen Vermögensgegenständen gewähren 
kann. Diese Kreditaufnahme ist für die Verschuldung insgesamt neutral, weil sie die bei Abwicklungsanstalten sonst notwendige 
Kreditaufnahme am Markt ersetzt. Sie erhöht jedoch die Verschuldung in Bundeswertpapieren. 
Das BMF ist nach § 24 Abs. 1 i. V. m. § 23 StFG ermächtigt, für den WSF zum Zwecke der Darlehensgewährung Kredite in Höhe von bis 
zu 100 Mrd. Euro aufzunehmen. Nach § 23 StFG kann der WSF der KfW Darlehen zur Refinanzierung der ihr von der Bundesregierung als 
Reaktion auf die s genannte Corona-Krise zugewiesenen Sonderprogramme gewähren. 
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes zur Darlehensfinanzierung im Mai 2022 
in Mio. Euro

Entwicklung von Umlaufvolumen und Eigenbestände an Bundeswertpapieren im Mai 2022 
in Mio. Euro

Stichtag/Periode

Bestand Zunahme Abnahme Bestand

Bestands-
änderung 

(Saldo)

30. April 2022 Mai Mai 31. Mai 2022 Mai 

Umlaufvolumen insgesamt 1.600.700 38.250 -19.000 1.619.950 19.250

Konventionelle Bundeswertpapiere 1.502.000 36.000 -19.000 1.519.000 17.000

30-jährige Bundesanleihen 334.500 1.500 - 336.000 1.500

10-jährige Bundesanleihen 686.000 7.500 - 693.500 7.500

Bundesobligationen 212.500 3.000 - 215.500 3.000

Bundesschatzanweisungen 126.500 6.000 - 132.500 6.000

Unverzinsliche Schatzanweisungen des Bundes 
(inklusive Kassenemissionen)

142.500 18.000 -19.000 141.500 -1.000

Inflationsindexierte Bundeswertpapiere 73.200 750 - 73.950 750

30-jährige inflationsindexierte Anleihen des Bundes 11.700 - - 11.700 -

10-jährige inflationsindexierte Anleihen des Bundes 61.500 750 - 62.250 750

Grüne Bundeswertpapiere 25.500 1.500 - 27.000 1.500

30-jährige Grüne Bundesanleihen 6.000 - - 6.000 -

10-jährige Grüne Bundesanleihen 14.500 1.500 - 16.000 1.500

Grüne Bundesobligationen 5.000 - - 5.000 -

Eigenbestände -147.002 - - -144.519 2.483

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Europäische Wirtschafts- und Finanzpolitik

Rückblick auf die Sitzungen der 
Eurogruppe am 23. Mai 2022 und 
des ECOFIN-Rats am 24. Mai 2022

Eurogruppe

Auf der Tagesordnung der Eurogruppe am 
23. Mai 2022 standen makroökonomische und fis-
kalische Entwicklungen im Euroraum (einschließ-
lich Frühjahrsprognose der Europäischen Kom-
mission) sowie eine Aussprache zur Besetzung der 
Position des Geschäftsführenden Direktors des Eu-
ropäischen Stabilitätsmechanismus (ESM). In der 
Eurogruppe im inklusiven Format gab es eine er-
neute Aussprache zur Bankenunion.

Die Eurogruppe am 23. Mai 2022 beschäftigte sich 
vertieft mit den makroökonomischen und fiska-
lischen Entwicklungen im Euroraum, den wirt-
schaftlichen Auswirkungen der russischen Aggres-
sion in der Ukraine und den damit einhergehenden 
Herausforderungen.

Die Europäische Kommission informierte zunächst 
über die kürzlich veröffentliche Frühjahrs prognose 
und das am Tag der Eurogruppe veröffentlichte 
Frühjahrspaket des Europäischen Semesters  2022: 
Für den Euroraum erwartet die Europäische 
Kommission ein Wachstum des realen Bruttoin-
landsprodukts (BIP) von 2,7  Prozent, gefolgt von 
2,3 Prozent im kommenden Jahr. Für 2022 ergebe 
sich dadurch eine Abwärtsrevision um 1,3 Prozent-
punkte gegenüber der Winterprognose aus dem 
Februar, für  2023 um circa einen halben Prozent-
punkt. Die Europäische Kommission verwies zu-
gleich darauf, dass die Aufbau- und Resilienzfazi-
lität (Recovery and Resilience Facility, RRF) sich 
positiv auf die Investitionen auswirke und sich 
die Lage am Arbeitsmarkt verbessere. Die Inflati-
onsrate sei allerdings weiterhin deutlich erhöht. 
Die Europäische Kommission prognostizierte für 
den Euroraum und das Jahr  2022 eine Inflations-
rate von 6,1 Prozent (2023: 2,7 Prozent). Die Risiken 

für die Inflationsentwicklung seien in der aktuel-
len geopolitischen Lage weiter aufwärtsgerichtet. 
Insgesamt sei die Situation von hoher Unsicherheit 
gekennzeichnet.

Vor diesem Hintergrund und den verschlechter-
ten wirtschaftlichen Aussichten werde die allge-
meine Ausweichklausel des Stabilitäts- und Wachs-
tumspakts für das Jahr  2023 aufrechterhalten. 
Von der Einleitung neuer Defizitverfahren werde 
abgesehen.

Einleitend berichtete Bundesfinanzminister 
Christian Lindner seinen Kolleginnen und Kolle-
gen, dass das Inflationsgeschehen neben der Uk-
raine das zentrale Thema beim Treffen der G7-Fi-
nanzministerinnen und -Finanzminister in der 
Vorwoche gewesen sei. Die Inflation sei ein ernst-
zunehmendes Risiko für die weitere wirtschaft-
liche Entwicklung; ihre Bekämpfung müsse ent-
schlossen angegangen werden. Dabei spiele auch 
die Finanzpolitik eine wichtige Rolle. Der Bundes-
finanzminister hinterfragte mit Blick auf die aktu-
elle Datenlage die Entscheidung der Europäischen 
Kommission, die allgemeine Ausweichklausel akti-
viert zu halten. Er warb dafür, die mit der weiteren 
Aktivierung der allgemeinen Ausweichklausel ein-
hergehenden fiskalischen Spielräume nicht aus-
zunutzen, und bekräftigte, dass Deutschland zur 
Schuldenbremse zurückkehren werde. Er betonte 
generell die Bedeutung solider Staatsfinanzen und 
einer angebotsorientierten Wirtschaftspolitik.

Die Diskussion der Ministerinnen und Minis-
ter verdeutlichte, wie komplex die aktuelle Situa-
tion vor dem Hintergrund der zunehmenden Un-
sicherheiten ist. Einige Mitgliedsstaaten begrüßten 
die Pläne der Europäischen Kommission, die all-
gemeine Ausweichklausel nicht zu deaktivieren, 
ausdrücklich. Andere Mitgliedstaaten unterstri-
chen – auch mit Bezug auf den Tenor des Bundes-
finanzministers – zum Teil deutlich die Bedeutung 
der Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen.
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Die Ministerinnen und Minister zeigten sich be-
sorgt über das Inflationsgeschehen, insbesondere 
angesichts der hohen Energiepreise. Viele Ministe-
rinnen und Minister verwiesen auf die nationalen 
Maßnahmen zur Abfederung der hohen Energie-
kosten. Energiepolitische Unabhängigkeit sei zen-
tral. Mit Blick auf die Ausrichtung der Finanzpoli-
tik herrschte weitgehende Einigkeit darüber, dass 
es anzustreben sei, die Haushaltspolitiken in die-
sem unsicheren Umfeld so nachhaltig wie möglich 
zu gestalten. Hierzu ist eine vertiefte Diskussion in 
den kommenden Monaten zu erwarten. Der Präsi-
dent der Eurogruppe Paschal Donohoe plant, bei 
der Juli-Eurogruppen-Sitzung eine Erklärung über 
den haushaltspolitischen Kurs für das nächste Jahr 
zu verabschieden.

Die Ministerinnen und Minister tauschten sich 
auch zur Besetzung der Position des Geschäfts-
führenden Direktors des ESM in der anstehenden 
Nachfolge von Klaus Regling aus. Die verbindli-
che Wahl des neuen Geschäftsführenden Direktors 
wird durch den Gouverneursrat des ESM voraus-
sichtlich auf seiner Jahrestagung am 16.  Juni 2022 
mit qualifizierter Mehrheit erfolgen.

Unter „Verschiedenes“ beschäftigte sich die Eu-
rogruppe mit den gesamtstaatlichen Haushalts-
planentwürfen Deutschlands und Portugals und 
nahm ein Statement hierzu an. Deutschland und 
Portugal begrüßten die positive Einschätzung der 
Europäischen Kommission. Bundesfinanzminister 
Lindner erläuterte, dass der Haushalt die aktuellen 
Krisensituationen – COVID-19-Pandemie und Uk-
rainekrieg – widerspiegele. Deutschland nutze eine 
agile Haushaltspolitik, die gezielte vorübergehende 
Maßnahmen einsetze, um die Auswirkungen der 
Krisen abzumildern. Es gehe um die richtige Ba-
lance, gerade auch mit Blick auf Inflationsrisiken. 
Der Haushaltsplanentwurf 2022 ziele zugleich dar-
auf ab, die fiskalische Resilienz zu erhöhen und fis-
kalische Spielräume zu stärken. Es werde erwar-
tet, dass die Schuldenstandsquote von 69,3 Prozent 
des BIP im Jahr 2021 auf 66 ¾ Prozent des BIP im 
Jahr 2022 falle.

Bei der Eurogruppe im inklusiven Format am 
23. Mai 2022 tauschten sich die Ministerinnen und 
Minister erneut vor dem Hintergrund des Arbeits-
auftrags vom Euro-Gipfel im Dezember  2021 zur 
Weiterentwicklung der Bankenunion aus. Der Eu-
ro-Gipfel hatte den bestehenden Auftrag an die Eu-
rogruppe im inklusiven Format bekräftigt, einen 
Arbeitsplan für alle noch ausstehenden Elemente 
auszuarbeiten, der den Weg zur Vollendung der 
Bankenunion weist.

Eurogruppen-Präsident Donohoe hatte vor der Eu-
rogruppe einen überarbeiteten, detaillierten vor-
läufigen Vorschlag für einen Arbeitsplan zu den 
diskutierten Elementen vorgelegt. Er umfasst die 
Einführung eines gemeinsamen Rückversiche-
rungsschutzes von Einlegern, die Förderung der 
Diversifizierung von Staatsanleiherisiken von Ban-
ken, die Verbesserung des Umgangs mit Banken in 
der Krise und die Schaffung eines stärker integrier-
ten Markts für Bankdienstleistungen.

Die Ministerinnen und Minister nutzten die Ge-
legenheit für eine erneute vertiefte Aussprache 
und bedankten sich beim Eurogruppen-Präsiden-
ten für das Fortführen der Arbeiten. Es hat sich er-
neut gezeigt, dass noch weiterer Diskussionsbedarf 
besteht, da zum Teil noch deutliche Vorbehalte zu 
allen vier Workstreams bestanden und viele Mit-
gliedstaaten auf die noch fehlende Balance bei den 
vier Elementen hingewiesen haben.

Die Bundesregierung machte erneut deutlich, dass 
für eine Verbesserung der Ausgewogenheit im Ar-
beitsplanentwurf weitere Arbeit erforderlich sei. 
Insbesondere die Funktionsfähigkeit von Institu-
tionssicherungssystemen müsse erhalten werden 
und es müsse Fortschritte beim Thema Staatsanlei-
herisiken geben.

Eurogruppen-Präsident Donohoe erklärte, dass er 
noch nicht mit einer Einigung gerechnet habe und 
weitere Verhandlungen im Juni vorbereiten werde.
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ECOFIN-Rat

Auf der Tagesordnung des Treffens der ECOFIN-Mi-
nisterinnen und -Minister am 24. Mai 2022 standen 
u. a. wirtschaftliche und finanzielle Folgen der Uk-
raine-Krise, wirtschaftliche Erholung, Nachberei-
tung der Treffen der G20-Finanzministerinnen und 
-Finanzminister und -Notenbankgouverneurinnen 
und -Notenbankgouverneure und die Gruppe der 
Weisen über die Zollunion.

Unter dem Tagesordnungspunkt „Wirtschaftliche 
und finanzielle Folgen der russischen Aggression 
gegen die Ukraine“ widmeten sich die ECOFIN-Mi-
nisterinnen und -Minister schwerpunktmäßig der 
kurz- und langfristigen finanziellen Unterstützung 
der Ukraine sowie den Sanktionen.

Der Leiter der Europa-Abteilung des Internationa-
len Währungsfonds (IWF) Alfred Kammer analy-
sierte kurz die Situation: Zur Abfederung der Aus-
wirkungen des Kriegs und zur Vorbereitung des 
Wiederaufbaus bestehe in der Ukraine ein Finan-
zierungsbedarf von monatlich 5 Mrd. Euro für die 
nächsten drei Monate. In der Phase des Wiederauf-
baus sei eine Koordinierung der Geberländer sehr 
wichtig.

Die Europäische Kommission erläuterte ihre we-
sentlichen Überlegungen zur kurz- und langfristi-
gen finanziellen Unterstützung der Ukraine sowie 
den Stand der Umsetzung der Sanktionen. Für die 
vorgeschlagene Makrofinanzhilfe zur kurzfristigen 
Liquiditätssicherung über 9 Mrd. Euro an Darlehen 
bedürfe es nationaler Garantien. Aus Sicht der Euro-
päischen Kommission könnte die erste Auszahlung 
noch vor dem Sommer erfolgen. Darüber hinaus 
solle es eine Zuschusskomponente für Zinszahlun-
gen geben.

Bundesfinanzminister Christian Lindner bekräf-
tigte, dass Russland den Krieg nicht gewinnen dürfe 
und dass die Europäische Union (EU) der Ukraine 
zur Seite stehe. Der Wiederaufbau sei in unserem 
Interesse und in unserer Verantwortung als Nach-
bar der Ukraine und enger EU-Partner. Eine enge 
internationale Zusammenarbeit mit der G7, den 

USA, der Weltbank und dem IWF sei wichtig; die EU 
habe aber im Vergleich zu den USA besondere Las-
ten zu tragen, insbesondere durch die Aufnahme 
der Flüchtlinge und die Reduzierung der Energie-
abhängigkeit von Russland. Es bedürfe einer Aus-
weitung der Sanktionen gegenüber Russland.

Bundesfinanzminister Lindner führte auch zu 
den Ergebnissen des G7-Treffens vom 19.  und 
20. Mai 2022 aus. Die bislang im Jahr 2022 mobili-
sierte kurzfristige Budgethilfe von 19,8  Mrd.  Euro 
müsse durch Zuschüsse und Darlehen anderer 
Einrichtungen weiter ergänzt werden. Deutsch-
land stelle einen Zuschuss in Höhe von 1 Mrd. Euro 
zur Verfügung und habe in der Vergangenheit 
500 Mio. Euro an Darlehen an die Ukraine gegeben. 
Er betonte, dass aus Sicht der Ukraine insbesondere 
die Erhaltung der Zahlungsfähigkeit sowie die Auf-
rechterhaltung der zentralen Staatsaufgaben im 
Vordergrund stehe, wofür vordringlich Zuschüsse 
benötigt würden.

Mit Blick auf den Kommissionsvorschlag ei-
ner außergewöhnlichen Makrofinanzhilfe über 
9 Mrd. Euro an Darlehen hob er hervor, dass die Uk-
raine Zuschüsse bevorzuge. Er warnte vor einer ge-
meinschaftlichen Schuldenaufnahme jedenfalls für 
nicht rückzahlbare Zuschüsse.

Bei der Beschlagnahmung eingefrorenen russischen 
Vermögens handele es sich um eine mittelfristig zu 
führende Diskussion. Zunächst müsse der Ukraine 
geholfen werden, den Krieg zu gewinnen und die 
kurzfristige Zahlungsfähigkeit sicherzustellen.

In der Aussprache gab es eine grundsätzliche Zu-
stimmung der Mehrheit der wortnehmenden Mit-
gliedstaaten für die von der Europäischen Kom-
mission vorgeschlagene außergewöhnliche 
Makrofinanzhilfe. Eine Vielzahl von Mitgliedstaa-
ten hatte allerdings noch Klärungsbedarf zur Aus-
gestaltung des Vorschlags.

Eine Gruppe osteuropäischer Mitgliedstaaten 
sprach sich für mehr Unterstützung der durch 
den Krieg in der Ukraine besonders betroffe-
nen EU-Mitgliedstaaten aus; gegebenenfalls 
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durch ein neues Instrument oder Anpassung der 
Kohäsionsregelungen.

Im Rahmen der Diskussion zu den Sanktionen 
sprachen sich viele Mitgliedstaaten für eine ein-
heitliche Umsetzung aus. Eine Gruppe von Mit-
gliedstaaten befürwortete, sich eingehender mit 
der Beschlagnahmung und Verwendung eingefro-
renen russischen Vermögens und den rechtlichen 
Aspekten zu beschäftigen.

Die Europäische Kommission erwiderte, dass es zu 
früh für eine Bezifferung der langfristigen Unter-
stützungsmaßnahmen sei. Auch wenn die Ukraine 
Zuschüsse bevorzuge, stelle sich die Frage der Fi-
nanzierung. Der französische Vorsitz schlussfol-
gerte, dass man sich die Frage der Zuschüsse und 
Darlehen genauer anschauen müsse, aber insge-
samt große Eilbedürftigkeit bei den Finanzhilfen 
bestehe.

Im Rahmen des Tagesordnungspunkts zur wirt-
schaftlichen Erholung gab die Europäische Kom-
mission einen Überblick über die Umsetzung der 
RRF und erläuterten die wesentlichen Elemente 
von REPowerEU und deren Verknüpfung mit der 
RRF sowie den nationalen Aufbau- und Resilienz-
plänen (ARP). Nach aktuellem Stand seien 24 ARP 
verabschiedet und bereits rund 100 Mrd. Euro aus-
gezahlt worden.

Durch REPowerEU solle die Abhängigkeit von fossi-
len russischen Energiequellen reduziert und eine re-
silientere Energieversorgung erreicht werden. Die 
RRF spiele bei der Erreichung der Ziele von REPow-
erEU eine zentrale Rolle und solle weiter aufgestockt 
werden. Eine Verknüpfung werde durch das Euro-
päische Semester erreicht: Die Länderspezifischen 
Empfehlungen seien u. a. mit Blick auf die Umset-
zung von REPowerEU-Zielen formuliert worden.

Der Vertreter der Bundesregierung äußerte, er sei 
mit REPowerEU im Allgemeinen einverstanden. 
Gleichwohl blieben noch Fragen offen, insbeson-
dere hinsichtlich der Umsetzung im Rechtsrahmen 
von Next Generation EU und der RRF. Dieser müsse 
eingehalten werden, da der spezifische und zeitlich 

befristete Charakter der RRF, welche zur Bekämp-
fung der Folgen der COVID-19-Pandemie gedacht 
sei, bestehen bleiben müsse. Deutschland zeigte sich 
bezüglich der Finanzierung kritisch hinsichtlich der 
Nutzung der Marktstabilitätsreserve des EU-Emissi-
onshandelssystems, da die Zielsetzung der langfris-
tigen CO2-Preisstabilisierung unterlaufen werden 
könne.

Neben einer allgemeinen Zustimmung zur Zielset-
zung von REPowerEU äußerten in der kurzen Aus-
sprache einige Mitgliedstaaten Kritik an der Nutzung 
des bestehenden Verteilungsschlüssels der RRF. Ne-
ben Deutschland kritisierten auch weitere Mitglied-
staaten die Nutzung der Marktstabilitätsreserve des 
EU-Emissionshandelssystems zur Finanzierung.

Die Europäische Kommission stellte bezüglich der 
Weiterentwicklung der Zollpolitik den Bericht der 
Gruppe der Weisen „Putting more Union in the Eu-
ropean Customs: Ten proposals to make the EU Cus-
toms fit for a Geopolitical Europe“ vor.

Die Europäische Kommission erklärte, dass es an der 
Zeit sei, die Zollunion auf die nächste Stufe zu heben 
und sie mit einem stärkeren Rahmen auszustatten. 
Hierzu sei eine Reform des Zolls notwendig. Durch 
Brexit, Corona-Pandemie und Ukrainekrieg sei die 
Wichtigkeit und Rolle des Zolls wieder verstärkt öf-
fentlich in Augenschein getreten. Gerade vor dem 
Hintergrund der neuen Herausforderungen wür-
den Kontrollen immer wichtiger werden; hierfür be-
dürfe es einer echten europäischen Zollunion statt 
wie bisher 27 Zollverwaltungen.

Die Europäische Kommission werte aktuell den von 
der Gruppe der Weisen vorgelegten Abschlussbe-
richt und seine Empfehlungen zur Fortentwicklung 
der Zollunion aus. Innerhalb der nächsten vier Mo-
nate solle eine Reflexionsgruppe mit den Mitglied-
staaten etabliert werden. Ziel seien konkrete Legis-
lativvorschläge der Europäischen Kommission für 
den Herbst 2022.

Wortmeldungen seitens der Mitgliedstaaten gab es 
nicht.
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Finanz- und wirtschaftspolitische Termine

Datum Veranstaltung

11./12. Juli 2022 Eurogruppe und ECOFIN-Rat in Brüssel, Belgien

15./16. Juli 2022 Treffen der G20-Finanzministerinnen und -Finanzminister und -Notenbankgouverneurinnen und 
-Notenbankgouverneure auf Bali, Indonesien

22./23. August 2022 Treffen der deutschsprachigen Finanzministerin und Finanzminister in der Schweiz

9./10. September 2022 Eurogruppe und informeller ECOFIN-Rat in Prag, Tschechische Republik

Aufgrund der Corona-Pandemie stehen Termin und Format der Treffen erst kurz vorher fest.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Datum Veranstaltung

16. März 2022 Kabinettsbeschluss zu den Eckwerten für Regierungsentwurf 2023 und Finanzplan bis 2026

10. bis 12. Mai 2022 Steuerschätzung

1. Juli 2022 Kabinettsbeschluss zum Entwurf des Bundeshaushalts 2023 und Finanzplan bis 2026

Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Terminplan für die Aufstellung und Beratung des Bundeshaushalts 2023  
und des Finanzplans bis 2026
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Publikationen

Veröffentlichungskalender¹ der Monatsberichte inklusive der finanzwirtschaftlichen Daten

Publikationen des BMF

Monatsbericht Ausgabe Berichtszeitraum Veröffentlichungszeitpunkt

Juli 2022 Juni 2022 21. Juli 2022

August 2022 Juli 2022 19. August 2022

September 2022 August 2022 22. September 2022

Oktober 2022 September 2022 20. Oktober 2022

November 2022 Oktober 2022 22. November 2022

Dezember 2022 November 2022 22. Dezember 2022

1 Nach Special Data Dissemination Standard Plus (SDDS Plus) des IWF, siehe http://dsbb.imf.org
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Das BMF hat folgende Publikationen herausgegeben: 

Was Steuern sind und wozu wir sie zahlen

Datensammlung zur Steuerpolitik 2022

Deutsches Stabilitätsprogramm 2022 (de/en)

Allokationsbericht Grüne Bundeswertpapiere 2021 (de/en)

Wiedergutmachung; Regelungen zur Entschädigung von NS-Unrecht (de/en)

Publikationen des BMF können kostenfrei bestellt werden beim:

Bundesministerium der Finanzen

Wilhelmstraße 97

10117 Berlin

Zentraler Bestellservice:

Telefon: 03018 272 2721

Telefax: 03018 10 272 2721

E-Mail: publikationen@bundesregierung.de

Internet:

http://www.bundesfinanzministerium.de

http://www.bmf-monatsbericht.de

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes 

Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes (Haushalt und der Sondervermögen ohne 
Darlehensfinanzierung) 

 Kreditaufnahme des Bundes

Nach dem Haus halts ge setz über nom me ne Gewährleistungen

Kennziffern für Special Data Dissemination Standard (SDDS) – Haushalt Bund

Kennziffern für Special Data Dissemination Standard (SDDS) – Kreditaufnahme des Bundes

Bundeshaushalt Gesamtübersicht 2015 bis 2021

Ausgaben des Bundes nach volkswirtschaftlichen Arten

Haushaltsquerschnitt: Glie de rung der Aus ga ben nach Aus ga be grup pen und Funk tio nen

Gesamtübersicht über die Entwicklung des Bundeshaushalts 1969 bis 2021

Entwicklung des öffentlichen Gesamthaushalts

Steueraufkommen nach Steuergruppen

Entwicklung der Steuer- und Abgabenquoten

Entwicklung der Staatsquote

Schulden der öffentlichen Haushalte

Entwicklung der Finanzierungssalden der öffentlichen Haushalte

Internationaler Vergleich der öffentlichen Haushaltssalden

Staatsschuldenquote im internationalen Vergleich

Das nachfolgende Angebot „Statistiken und Dokumentationen“ ist nur online verfügbar im BMF-
Monatsbericht als eMagazin unter www.bmf-monatsbericht.de. Der BMF-Monatsbericht als eMagazin 
bietet darüber hinaus zahlreiche weitere Funktionen und Vorteile, u. a. interaktive Grafiken.
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Übersichten zur 
finanzwirtschaftlichen Entwicklung

https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-01-entwicklung-kreditaufnahme-bund.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-02-entwicklung-verschuldung-bundeshaushalt-und-sondervermoegen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-02-entwicklung-verschuldung-bundeshaushalt-und-sondervermoegen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-04-kreditaufnahme-des-bundes.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-05-gewaehrleistungen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-06-kennziffern-fuer-sdds-central-government-operations.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-07-kennziffern-fuer-sdds-central-government-debt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-08-bundeshaushalt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-09-ausgaben-des-bundes.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-10-haushaltsquerschnitt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-11-gesamtuebersicht-entwicklung-bundeshaushalt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-12-entwicklung-des-oeffentlichen-gesamthaushalts.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-13-steueraufkommen-nach-steuergruppen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-14-entwicklung-der-steuer-und-abgabequoten.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-15-entwicklung-der-staatsquote.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-16-schulden-der-oeffentlichen-haushalte.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-17-entwicklung-der-finanzierungssalden.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-18-internationaler-vergleich.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/05/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-19-staatsschuldenquoten.html
http://www.bmf-monatsbericht.de/
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Steuerquoten im internationalen Vergleich

Abgabenquoten im internationalen Vergleich

Staatsquoten im internationalen Vergleich

Entwicklung der EU-Haushalte 2020 bis 2021

Übersichten zur 
Entwicklung der Länderhaushalte

Entwicklung der Kernhaushalte der Länder

Vergleich der Finanzierungssalden je Einwohner 2021/2022

Die Entwicklung der Einnahmen und Ausgaben und der Kernhaushalte des Bundes und der Länder

Die Einnahmen, Ausgaben und Kernhaushalte der Länder

Gesamtwirtschaftliches Produktionspotenzial 
und Konjunktur komponenten des Bundes

Produktionslücken, Budgetsemielastizität und Konjunkturkomponenten

Produktionspotenzial und -lücken

Beiträge der Produktionsfaktoren und des technischen Fortschritts zum preisbereinigten 
Potenzialwachstum

Bruttoinlandsprodukt

Bevölkerung und Arbeitsmarkt

Kapitalstock und Investitionen

Solow-Residuen und Totale Faktorproduktivität

Preise und Löhne

 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-20-steuerquoten-im-internationalen-vergleich.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-21-abgabenquoten-im-internationalen-vergleich.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-22-staatsquoten-im-internationalen-vergleich.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-23-entwicklung-der-eu-haushalte.html
 https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-01-entwicklung-der-laenderhaushalte-soll-ist.html
 https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-02-abb-vergleich-finanzierungsdefizite.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-03-entwicklung-einnahmen-ausgaben-und-kernhaushalte-bund-laender.html
 https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-04-einnahmen-ausgaben-und-kernhaushalte-laender.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-01-produktionsluecken-budgetsemielastizitaet-konjunkturkomponenten.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-02-produktionspotenzial-und-luecken.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-03-beitraege-der-produktionsfaktoren.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-03-beitraege-der-produktionsfaktoren.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-04-bruttoinlandsprodukt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-05-bevoelkerung-und-arbeitsmarkt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-06-kapitalstock-und-investitionen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-07-solow-residuen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-08-preise-und-loehne.html
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Kennzahlen zur 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung
Wirtschaftswachstum und Beschäftigung

Preisentwicklung

Außenwirtschaft

Einkommensverteilung

Reales Bruttoinlandsprodukt im internationalen Vergleich

Harmonisierte Verbraucherpreise im internationalen Vergleich

Harmonisierte Arbeitslosenquote im internationalen Vergleich

Reales Bruttoinlandsprodukt, Verbraucherpreise und Leistungsbilanz in ausgewählten 
Schwellenländern

Übersicht Weltfinanzmärkte

Jüngste wirtschaftliche Vorausschätzungen von EU-KOM, OECD, IWF zu BIP, Verbraucherpreisen 
und Arbeitslosenquote

Jüngste wirtschaftliche Vorausschätzungen von EU-KOM, OECD, IWF zu Haushaltssalden,  
Staatsschuldenquote und Leistungsbilanzsaldo

https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-01-wirtschaftswachstum-und-beschaeftigung.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-02-preisentwicklung.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-03-aussenwirtschaft.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-04-einkommensverteilung.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-05-reales-bruttoinlandsprodukt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-06-harmonisierte-verbraucherpreise.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-07-harmonisierte-arbeitslosenquote.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-08-reales-bip-verbraucherpreise-leistungsbilanz-ausgewaehlten-schwellenlaendern.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-08-reales-bip-verbraucherpreise-leistungsbilanz-ausgewaehlten-schwellenlaendern.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-09-uebersicht-weltfinanzmaerkte.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-10-juengste-wirtschaftliche-vorausschaetzungen-1.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-10-juengste-wirtschaftliche-vorausschaetzungen-1.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-11-juengste-wirtschaftliche-vorausschaetzungen-2.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-11-juengste-wirtschaftliche-vorausschaetzungen-2.html
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Zeichenerklärung für Tabellen

Zeichen Erklärung

– nichts vorhanden

0 weniger als die Hälfte von 1 in der letzten besetzten Stelle, jedoch mehr als nichts

· Zahlenwert unbekannt

X Wert nicht sinnvoll

Onlineversion des Monatsberichts

Der BMF-Monatsbericht ist auch im Internet verfügbar als eMagazin mit vielen Extra-Funktionen: Die 
Inhalte sind in mobiler Ansicht auch unterwegs praktisch abrufbar, digitale Infografiken sind interaktiv 
bearbeitbar, eine einfache Menüführung sorgt für schnelle Übersicht und Datenfreunde erhalten Zugang zu 
einem umfangreichen Statistikbereich.
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